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Alle Woranftakten nehmen Bestellung auf diefes Statt 
an, für Breslau die Exvedition 5 . gettung 
4 Herrenſtraße Nr. 20. 
guſertions - Gebübr für den Raum einer ſechotbeiliges 
petitzelle 14 Sgr. N 


Telegraphiſche Depeſche 
der Breslauer, Zeitung. 
aris, 9. Januar. Die parlamentariſchen konſerva⸗ 
40 Klubbe delegirten 16 Mitglieder zu gegeuſeitiger 

erathung. 2 2 

Der Berg beſchließt, Changarnier nicht zu nuterſtützen. 

Die Absetzung Cbangarniers iſt beſtimmt. 

Im neuen Miniſterium werden Baroche, Fould und 
Nonher Stellen einnehmen. Morgen wird der Monitene 
die Lifte des neuen Minifteriums bekaunt machen. 

Das Tribunal wiederholt den Verhaftungsbefehl ge: 
gen Mauguin. j 

Die National⸗Verſammlung befchließt die Dringlichkeit 
des Antrages: daß die Autoriſation dei Schuldarreſt von 
Nepräfentonten nothwendig ſei. h 


Telegraphiſche Korreſpondenz 
für politiſche Nachrichten, Fonds⸗Courſe und Produkte. 


Hamburg, 9. Jaunar, Mittags 12 Uhr. Die Bun: 
deskommiſſarien haben den Erklärungstermin der Statt: 
balterſchaft um 2 Tage, bis Sonnabend verlängert. 

Turin, 6. Januar. Der Unterrichtöminifter hat eine 
Kommiſſion zur Regelung des Sekundarunterrichtes nie: 
dergeſetzt. Fürſt Carignan foll ſeine Entlaſſung als 
Admiral verlangt und erhalten haben. 5 

Genua, 6. Jannar. Sowohl die Munizipalität als 
das Militärkommando haben energifche Proklame zur 
Erhaltung der Ruhe veröffentlicht. x 


i Rom, 4. Januar. Bis 28. Dezember waren im 
* Scheine im Betrage von 3,631,800 Skudi amor⸗ 
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Neat RE Re theilen heut unter Berlin den Wort⸗ 
laut des Geſeß⸗Entwurſs, die Preſſe betreffend, mit. — Se. Majeſtät 
der König dürfte in den nächſten Tagen wleder für längere Zeit ſeine 
Keſidenz in Berlin auſſchlagen. 

Die in dieſen Angelegenheiten gewöhnlich ſehr gut unterrichtete 
Augsb. Allgem. Ztg. theilt den Beſchluß des ſogenannten „Bundes 
tages“ in Frankfurt in Betreff der Olmützer Punktationen mit. 
Laut demſelben wird die Präſidialmacht Oeſterreich bevollmächtigt, 
die in den Olmützer Punktationen berührten Angelegenheiten nach 
Maßgabe der bereits vorliegenden Bundesbeſchlüſſe zu 
regeln. Eben ſo ſollen die bei den Dresdener Konferenzen ge— 
ſaßten Beſchluͤſſe dem „Bundestage“ in Frankſurt vorgelegt 
und von ibm zu Bundes⸗Geſetzen erhoben werden. — Wer 
zweifelt noch daran, daß der „Bundestag“ in Frankfurt die oberſte 
deutſche Bundesbehörde fei? 1 

Aus Dre dben wird uns unterm 9. Janpar gemeldet, daß bie erſte 
und zweite Kommiſfton der Miniſterial⸗Konferenzen ihre Sitzungen ein- 
— haben, weil fie zu keiner Einigung kommen konnen. 
biet aloe (für die materiellen Intereſſen) iſt thätig. Oeſterreich 

nein feiner Zolkeinigung faſt dieſelben Vorſchläge, welche zu Kaſſel 
beinahe einſtimmig an Ba ö 

du angenommen worden wären, doch ſtellt es die un⸗ 

eee der — des Tabak- Monopols für 
3 0 un ; 

ee ze e Bundestag und Me 

Am felben Tage, an welchem vor 20 Jahren die kurheſſiſche Verfaſ⸗ 
ſung proklamirt wurde, am 8. Januar, hat der Stadtrath von Kaſſel 
klärt: daß er die September⸗Ordonnanzen anerkennen wollt. 
— Die Durchmärſche der öſterreichiſchen Truppen durch Kaſſel 
dauern fort. b 


Am 7. Jan, hat bie Spitze des öſterreichiſchen Eretutionstorps 
auf ihrem Wege nach Holſtein das hannoverſche Gebiet betreten 
n hier gehts in zwet Kolonnen nach Hildesheim, welches die 

e Kolonne am 12. Januar und die andere am 20. erreichen fol. — 
n ſtarker Schneefall eintreten ſollte, fo dürfte das öſterreichiſche 
gelange noch im Monat Januar an der Grenze Holſteins an⸗ 


Heeres, entlaſſenzen etwa nach Auflöſung des ſchleswig⸗ bolſteiniſchen 
— Ti pen über Hannover in ihre Heimath zurückkeh⸗ 
ren. Auch nach Hildestenn werden wegen des Durchmarſches der Oeſter⸗ 
reicher Truppen dirigirt eg g 


am 8. in Hannover angekommen Prinz Frledrich von Preußen ift 
Del ' 8 die 
beben e deen, ümen U zu Kiel am ten gab, 
barkeit Schleswig- Holſteins ange orf auf die Untrenn- 
Mitglieder der. Statlhalterſchaſt von Kiel nach dier n 
Gerücht will 4 t geſchehes burg abgereiſt. Ein 
f wiſſen, es ſei in der Abſicht g dem f 
direnden General den Befehl zu geben, die Armes s der 
Eider zurüchzugichen. Nach der kelegr. Korteſp. TOM Abe bee an 
dalterſchaft bis Sonnabend (Ilten) Zeit gelaſſen worden ſein, 4e 2 
Ne abzugeben. Gewiß ſcheint zu ſein, daß bis jetzt noch gar ein 
utſcheidung gefällt iſt. Der Zweck der Miſſion der beiden Kommiſſare 
2 nur ſein: die Reduktion und die Zurückziehung der ſchleswig⸗ Hol. 
. Sao Armee zu verlangen. Das Gerücht wird immer allgemeiner: 
Nu England gegen die Beſetzung Holſteins durch öſterreichiſche 
5 proteſtire. Der Eifer, mit dem Oeſterreich das Bruckſche 
nenn einer Zolleinigung mit Deutſchland auf Grundlage des Schutz⸗ 
Ka md verfolgt, verleiht dieſer, nach der allgemeinen politiſchen 
Tha on ziemlich unwahrſcheiulichen Nachricht einen Stützpunkt. In 
Arte England's Handelsintereſſe durch die Begründung öſter⸗ 
bi; ſſes an der Niederelbe weſentlich bedroht erfcheinen. 
f tungen melden, ſoll General Bem am 14. Dezember 
u ſein. 
8 3 0 tein neues Miniſterium. Man betrachtet 
1 Changarnier als gewiß und fürchtet 
nen Staatsſtreich. Alle p 
arteien berathen ſich in Verſammlungen 


— ͤ — 
une 


es i | 
Mare Plane, eine Verfaſſungs⸗Revlfton durchzuſetzen und dabei die 
fahren abzuſchaffen und dafür das Direktorium ein⸗ 


Nur die 


Hang RG 
* verbale wird eine Infanterle⸗Brigade mobil machen, um Exceſſe 


ber . 
15 die etnzuſchlagenden Wege ge; Eintritt deſſelben. — Andererſeits“ 


Preuſen. 

Berlin, 9. Januar. Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
gnädigft geruht: Dem Lieutenant und geheimen Kanzlei⸗Inſpek⸗ 
tor a. D., Herr mann, den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, 
fo wie dem Küfter und Schullehrer Gottlieb Schnell zu 
Thomsdorf, im Regierungsbezirk Potsdam, bas allgemeine 
Ehrenzeichen; dem Oekonomie⸗Kommiſſarius Förſter zu Halber⸗ 
ftadbt und dem Kreis⸗Juſtiz⸗ und Oekonomie⸗Kommiſſarius 
Gühne zu Naumburg den Dienſtcharakter „Oekonomie⸗Kommiſ⸗ 
ſions⸗Rath“ zu verleihen, fo wie den Ober⸗Prediger Ditt⸗ 
mann in Tempelburg zum Superintendenten der dortigen Diö⸗ 
zeſe zu ernennen. g 

Ihre königliche Hoheit die verwittwete Frau Großher⸗ 
zogin von Mecklenburg-Schwerin iſt von Schwerin hier 
eingetroffen und im königl. Schloſſe abgeſtiegen. 


Berlin, 9. Jan. [Blick in die Zukunft. — Ver⸗ 
miſchtes.] Die geſtrige Rede des Miniſter⸗Präſiden⸗ 
ten v. Manteuffel in der erſten Kammer in Verbindung mit 
dem ſich immer wiederholenden und immer energiſcher hervortre⸗ 
tenden Draͤngen der minifteriellen Organe nach einer 
durchgreifenden Reviſlon unſerer Verfaſſung laſſen 
die Frage nach den nächſten Plänen des Miniſterii 
vor allen anderen in den Vordergrund treten. Ich habe bereits 
wiedetholentlich darauf hingewieſen, daß auf die Dauer nimmer⸗ 
mehr eine Uebereinſtimmung der Kammern mit dem gegenwärtigen 
Regierungs⸗Syſtem möglich und denkbar ſei; es ſtellt ſich hier⸗ 
nach von Neuem die Alternative eines Rücktritts des Miniſterii 
oder eine Auflöfung der Kammer heraus. Herr v. Manteuffel 
aber ſcheint entſchloſſen, vor einem Kammer⸗Votum nicht zurück⸗ 
zutreten, ſondern im Falle des wirklich eintretenden Konfliktes 
vielmehr unbedingt zur Kammer⸗Auflöſung zu ſchreiten. Was 
aber dann? Neuwahlen nach dem jetzigen Wahlgeſetze? ſie wür⸗ 
den trotz der vorhandenen Beſchränkungen des Wahlrechtes weit 
oppoſitionellere Wahlen zur Folge haben. Deshalb bedarf es 
anderer Meftriftionen. Wie ich höre, beabſichtigt die Negierung 
vielmehr eine Wiedereinführung der Provinzial⸗Stände in der 
veränderten Form, wie ſie auf Grund der neuen Provinzial⸗Ord⸗ 
nungen vollſtändig mit der Verfaſſung in Einklang ſtehen wür⸗ 
den. Es wird dann von dem Willen des Gouvernements faſt 
allein abhängen, die Befugniſſe derſelben ſo weit auszudehnen, 
daß die Konſtitution ſelbſt nach und nach zu einer Art über⸗ 
flüſſigen Luxus wird und die Kammern auf das Maaß des ver⸗ 
einigten Landtags, wie er einſt durch das Patent vom 3. Fe⸗ 
bruar 1847 eingeführt worden war, zurückgeführt werden. 

In Uebereinſtimmung mit der thatſächlich momentan allmaͤch⸗ 
tigen Rolle des Miniſter-Präſidenten v. Manteuffel 
bildet ſich nach und nach auch deſſen äußere Stellung aus. Es 
ſcheint faſt, als ſolle das Verhältniß, wie es einſt unter Har⸗ 
denberg beſtand, wieder hergeſtellt werden, wo nämlich der an 
der Spitze des Ganzen ſtehende Staatsmann als Staatskanzler 
gewiſſermaßen die alleinige dirigirende und ſomit verantwortliche 
Perſon iſt, dem gegenüber die übrigen Miniſter in die Stellung 
von Departements⸗Chefs zurücktreten. Schon jetzt iſt beſtimmt, 
daß (wie auch bereits die N. Pr. Z. meldet) in allen den Fällen, wo 
es ſich nicht um die Entſcheidung wichtiger prinzipieller Fragen 
handelt, der Miniſter⸗Präſident allein Kenntniß von den Dingen 
nehmen und neben dem reſp. Departements⸗Miniſter allein zeich⸗ 
nen ſoll. Dieſe Stellung dürfte in nächſter Zeit aber in einer 
noch bezeichnenderen Weiſe hervortreten. 

Der Miniſter⸗Präſident hat der Deputation des Frei- 
handels⸗Vereins, die zur Förderung ihrer Zwecke auch nach 
18 15 gegangen war, heute noch eine zweite längere Audienz 
ertheilt. 5 

Graf Weſtmoreland wird noch Ende dieſer Woche auf 
ſeinen neuen Poſten nach Wien abreiſen; er gab geſtern bereits 
ein großes Abſchieds-Diner. 

Hr. v. Manteuffel begiebt ſich morgen noch einmal auf 
zwei Tage nach Dresden, um dort nochmals mit dem 
Fürſten Schwarzenberg zu verhandeln. 

Se. Majeſtät der König gedenkt am Anfange künftiger 
Wehe das Hoflager nach Potsdam zu verlegen und zwar bis 
zum Ordensfeſte. Nach dieſem Feſte dürfte der Hof für einige 
Zeit im hieſigen Schloſſe reſidiren. : (N. Pr. 3.) 

[Der neue Geſetzentwurf über die Preſſe), aus wel⸗ 
chem wir bereits einen Auszug mittheilten, lautet vollſtändig: 


Geſe tz 
über 
re 


Abſchnitt 1. 
Vom Gewerbebetriebe. > 

$ 1, (Beginn des Gewerbebetriebes.) Zum Gewerbes 
betriebe eines Buch- oder Steindruckers, Buch: oder Kunſthänd⸗ 
lers, Antiquars, Leihbibliothekars, Inhabers von Leſekabineten, 
Verkäufers von Flugſchriften und Bildern iſt die Genehmigung 
der Bezirks⸗Regierung erforderlich. — Dieſe iſt zu ertheilen, 
wenn die Behörde ſich von der Unbeſcholtenheit und Zuverläßig⸗ 
keit, ſowie von einer zum Betriebe des Gewerbes genügenden 
allgemeinen Bildung des Unternehmers, Ueberzeugung verſchafft 
hat. Dazu gehört bei denjenigen, welche das Gewerbe eines 
Buchhändlers oder Buchdruckers beginnen wollen, der Nachweis, 
daß ſie daſſelbe ordnungsmäßig erlernt haben. e 
Geſege Denienigen Perſonen, welche ſich beim Erlaß dieſes 
Erlaube dereits im Beſit des Gewerbebetriebes befinden, ſoll die 
Non ate, t Fortführung deſſelben, welche ſie innerhalb dreier 
icht verſa en Tage des erlaſſenen Geſetzes ab, einzuholen haben, 
nicht * 1 werden. — Wenn aber eine dieſer Perſonen in 
Folge des Gewerbedetriebeg rechtskräftig zu elner Strafe verur⸗ 
theilt worden, ſo 88 fie von dieſem Zeltpunkte ab mit denjeni⸗ 
gen, welche das Gewerbe neu beginnen wollen, auf eine Linie 


. 
9 3. Die im 9 1 aufgeführten Gewerbe können durch Stell⸗ 
vertreter ausgeübt werden; dieſe müſſen jedoch den für den 
e Gewerbebetrieb vorgeſchriebenen Erforderniſſen ge⸗ 
ligen. a ; 
$ 4. Nach dem Tode des Gewerbetreibenden darf das Ge: 
werbe für Rechnung der Wittwe während des Wittwenſtandes 
oder, wenn minderjährige Erben vorhanden ſind, für deren Rech⸗ 


nung durch einen nach $ 1 befähigten Stellvertreter betrieben 


werden. — Daſſelbe gilt wahrend der Dauer einer Kuratel oder 
Nachlaß-Regulirung oder während einer vom Gewerbetreibenden 
zu verbüßenden Haft. 

§ 5. Iſt einer der in dieſen Paragraphen gedachten Gewerbe⸗ 
treibenden eines mittelſt der Preſſe degangenen Verbrechens oder 
Vergehens ſchuldig erkannt worden, ſo iſt die Bezirks⸗Regierung 
berechtigt, ihm die fernere Betreibung ſeines Gewerbes zu un⸗ 
terſagen. 

§ 6. (Ordnung der Preffe) Von jeder Nummer, jedem 
Hefte oder Stücke einer Zeitung oder einer in monatlichen oder 
kürzeren Friſten erſcheinenden Zeitſchrift, welche im Inlande her⸗ 
auskommen, muß der Herausgeber, ſobald die Austheilung oder 
Verſendung beginnt, ein mit feiner Unterſchrift verſehenes Exem⸗ 
plar gegen eine ihm zu ertheilende Beſcheinigung bei der Orts⸗ 
Polizeibehörde hinterlegen. — Die Austheilung und Verſendung 
der Zeitung oder Zeitſchrift ſoll durch die Hinterlegung nicht 
aufgehalten werden. — Von jeder anderen die Preſſe verlaſſen⸗ 
den Druckſchrift iſt der Drucker oder, wenn von ihm die Aus⸗ 
gabe nicht erfolgt, der Verleger, Selbſtverleger, Kommiſſionär 
verpflichte, ein Exemplar 12 Stunden vor ihrer Ausgabe oder 
Verſendung der Ortspolizeibehörde gegen Empfangsbeſcheinigung 
einzureichen. Das Exemplar iſt zurückzugeben, wenn die Schrift 
nicht den Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung darſtellt. 

$ 7. Erkennt das Gericht in einer Schrift den Thatbeſtand 
einer ſtrafbaren Handlung, ſo hat daſſelbe auf den Antrag der 
Staatsanwaltſchaft die Vernichtung zu verordnen, auch wenn 
eine gerichtliche Verfolgung gegen eine beſtimmte Perſon nicht 
hat eingeleitet werden können oder der Beſchuldigte freigeſprochen 
worden iſt. 

$ 8. An der bisherigen Verpflichtung des Verlegers, zwei 
Exemplare feiner Verlags-Artikel, und zwar eines an die Lan⸗ 
desbibliothek in Berliu, das andere an die Univerfität derjenigen 
Provinz, in welcher er wohnt, unentgeltlich einzuſenden, wird 
nichts geändert. 


§ 9. (Bezeichnung der Druckſchriften.) Auf jede Druck⸗ 
ſchrift muß der Name und der Wohnort des Druckers genannt 


fein. Auf Druckſchriften, welche für den Buchhandel, oder ſonſt 
zur Verbreitung beſtimmt ſind, muß außerdem der Name und 
Wohnort entweder des Verlegers oder des Kommiſſionärs, oder 
endtich des Verfaſſers oder Herausgebers, welche ein Werk im 
Selbſtverlag erſcheinen laſſen, genannt ſein. 3 

§ 10. Druckſchriften, welche den vorſtehenden Vorſchriften 
nicht entſprechen, dürfen von Niemanden verbreitet werden. Dieſe 
Beſtimmung findet auf Druckſchriften, welche nur den Namen 
entweder des Verlegers oder des Kommiſſionärs oder des Druckers 
enthalten, keine Anwendung, wenn ſie den Geſetzen über die Ord⸗ 
nung der Preſſe entſprechen, welche zu der Zeit ihres Erſcheinens 
an dem Orte deſſelben in Kraft waren. 

$ 11. (Anſchlagzettel und Plakate.) Anſchlagzettel und 
Plakate, welche einen anderen Inhalt haben, als Ankündigungen 
über geſetzlich nicht verbotene Verſammlungen, über öffentliche 
Vergnügungen, über geſtohlene, verlorene oder gefundene Sachen, 
über Verkäufe oder andere Nachrichten für den gewerblichen 
Verkehr, dürfen nicht ausgeſchlagen, angeheftet oder in ſonſtiger 
Weiſe öffentlich angeſtellt werden. — In Städten und Ortſchaf⸗ 
ten dürfen Anſchlagzettel und Plakate, auch wenn fie nach ihrem 
Inhalte erlaubt ſind, an denjenigen Stellen nicht angeſchlagen, 
angeheftet oder in ſonſtiger Weiſe öffentlich ausgeſtellt werden, 
welche als hierzu nicht geeignet durch die Ortspolizeibehörde be⸗ 
zeichnet worden ſind. — Auf die amtlichen Bekanntmachungen 
öffentlicher Behörden ſind die vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
anwendbar. 

§ 12. Niemand darf auf öffentlichen Wegen, Straßen oder 
Plätzen Druckſchriften, oder andere Schriften, oder Bildwerke 
ausrufen, verkaufen, vertheilen, anheften oder anſchlagen, ohne 
daß er dazu die Erlaubniß der Ortspolizeibehörde erlangt hat, und 
ohne daß er den Erlaubnißſchein, in welchem ſein Name aus⸗ 
gedrückt ſein muß, bei ſich führt. Die Erlaubniß kann jederzeit 
zurückgenommen werden. 


Abſchnitt II. 
Von der periodifhen Preſſe. 
$ 13. (Redakteure.) Jede Zeitung, Zeitſchrift und überhaupt 
jedes in periodiſchen, wenn auch unregelmäßigen Friſten erſchei⸗ 
nende Blatt darf nur unter dem Namen und der Verantwort⸗ 
lichkeit eines beſtimmten Redakteurs erſcheinen. — Dieſe Beſtim⸗ 
mung findet auf Druckſchriften, welche von den Kammern oder 
königl. Behörden herausgegeben werden, keine Anwendung. — 
Als Redakteure dürfen nur ſolche einzelne Perſonen zugelaſſen werden, 
die unbedingt rechtsfähig find, ſich im Vollbeſitze der bürgerlichen 
Rechte befinden und im Bereiche der preußiſchen Gerichtsbarkeit 
ihren perſönlichen Gerichtsſtand haben. — Militärperſonen, fo 
wie alle unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamte, auch ſolche, 
die ihr Amt unentgeltlich verwalten, bedürfen, um als Redak⸗ 
teure oder Herausgeber von Zeitungen oder Zeitſchriften zugelaffen 
zu werden, der Erlaubniß ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde. 
$ 14. ( Kautionen.) Wer eine Zeitung oder Zeitſchrift in mo: 
natlichen oder kürzeren, wenn auch unregelmäßigen Friſten heraus⸗ 
geben will, iſt verpflichtet, vor der Herausgabe eine Kaution zu 
beſtellen. } 
$ 15. Dieſe Kaution beträgt in Städten, welche nach dem 
Geſetze von 30, Mai 1820 wegen Entrichtung der Gewerbe⸗ 
ſteuer (Geſetz»Sammlung S. 147): 
a) zur erſten Abtheilung gehören.. 5000 Thlr. 
b) in Städten der zweiten Abtheilung 3000 = 
c) in Städten der dritten Abtheilung 2000 = 
d) an allen anderen Orten. . 1000 
916. Für Zeitungen oder Zeitſchriften, welche dreimal oder weniger 
als dreimal in der Woche erſcheinen, wird die Kaution auf die 
Hälfte der im § 15 feſtgeſetzten Summe beſtimmt. 
$ 17. Den Zeitungen oder Zeitſchriften ſtehen lithographirte 
oder auf irgend eine andere Art techniſch vervielfältigte Schriften 
gleich, welche in monatlichen oder kürzeren, wenn auch ünregels 
mäßigen Friſten erſcheinen. : f 
$ 18. Für Ortſchaften in einem zweimeiligen Umkreiſe der 
€ 15 aufgeführten Städte wird die Höhe der Kaution durch die 
Einwohnerzahl der letzteren beſtimmt. — Die Einwohnerzahl ſelbſt 
wird immer nach der letzten amtlichen Zählung angenommen. 
§ 19. Die Kaution muß bei der Generalſtaatskaſſe oder bei 
der Regierungshauptkaſſe des Bezirks in baarem Gelde niederge⸗ 


Das viertelläbrige Abonnement beträgt in Breslau 

1 A tl. 15 Sgr., außerhalb in allen Theilen der Monarchie 
inel. Poſtzuſchlag 1 Mil. 24 Sgr. 6 Pf. 

Ote Zeitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der aueh 

IE! ten Feiertage. 
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legt werden. — Dieſelbe wird mit vier Thalern vom Hunder 
auf das Jahr in halbjährigen Zahlungen verzinſt. 

9 20. Die Zurückgabe der Kaution darf nicht früher erfol⸗ 
gen, als nach Ablauf von ſechs Monaten, von dem Tage an 
gerechnet, an welchem das letzte Blatt der betreffenden Zeitung 
oder Zeitſchrift erſchienen iſt, und nicht anders, als gegen eine 


Beſcheinigung der zuſtändigen Staatsanwaltſchaft, daß eine ge⸗ 


richtliche Verfolgung des Inhalts des Blattes nicht im Gange ſei. 
$ 21. Von der Kautionsbeſtellung befreit bleiben periodiſche 
Blätter, welche 8 2 8 

a) lediglich für amtliche Bekanntmachungen, 

b) unter Ausſchluß aller politiſchen und ſozialen Fragen für 
rein wiſſenſchaftliche, techniſche oder gewerbliche Gegenftände 
beſtimmt ſind; 
lediglich Familiennachrichten, Anzeigen aus dem Gewerbe⸗ 
verkehr, über öffentliche Vergnügungen, Verkäufe, geſtoh⸗ 
lene, verlorene oder gefundene Sachen oder ähnliche Nach⸗ 
richten des täglichen Verkehrs enthalten; 

Druckſchriften, welche von den Kammern oder von könig⸗ 
lichen Behörden herausgegeben werden. / 

$ 22. Der Verpflichtung zur Kautionsbeſtellung unterliegen 
auch die Herausgeber der beim Erlaffe dieſes Geſetzes beſtehenden 
Blätter. Es wird ihnen jedoch zur Beſtellung der Kaution ein 
Zeitraum von vier Wochen, vom Tage des erlaſſenen Geſetes 
an gerechnet, bewilligt. f = 

$ 23. Wird gegen eines der nach $ 21 von der Kautions⸗ 
pflicht befreiten Blätter ein Strafurtel erlaſſen, ſo verfällt dafs 
felbe der Kautionspflicht, und es iſt die Kaution innerhalb acht 
Tagen, vom Tage des rechtskräftigen Erkenntniſſes ad, nach den 
Beſtimmungen der 65 14 u. ff. zu beſtellen. 8 

§ 24. Iſt wegen des Inhalts eines kautionspflichtigen Blat⸗ 
tes auf Strafe erkannt, ſo haftet die beſtellte Kaution vorzugs 
weiſe vor allen anderen Forderungen für die Unterſuchungskoſten 
und Geldſtrafen ohne Rückſicht auf die Perſon des Verurtheil⸗ 
ten. — Die Vollſtreckung erfolgt, wenn die Koſten und Strafe 
nicht innerhalb 14 Tagen nach der Rechtskraft des Erkenntniſ⸗ 
ſes eingezahlt iſt, in die niedergelegte Geldſumme. 

8.25. Die durch Zahlung von Strafen oder Koſten vermin⸗ 
derte Kaution muß innerhalb acht Tagen nach der Rechtskraft 
des Erkenntniſſes auf den geſetzlichen Betrag ergänzt werden, ohne 
daß es dazu einer befonderen Aufforderung bedarf. — Vor der 
Ergänzung der Kaution darf das Blatt nicht weiter erſcheinen. 

§ 26. Oeffentliche Aufforderungen zur Aufbringung der we⸗ 


o) 


q) 


gen eines Preßvergehens oder Verbrechens verwirkten Strafen 


ſind verboten. \ 

§ 27. (Bezeichnung der einzelnen Stücke.) Jede 
Nummer einer Zeitung oder Zeitſchrift, jedes Stück oder Heft 
eines in beſtimmten, wenn auch unregelmäßigen Friſten wieder⸗ 
kehrenden Blattes muß, außer dem Namen und Wohnort des 
Druckers, den Namen und Wohnort des verantwortlichen Redak⸗ 
teurs enthalten. 5 : 

$ 28. Der Herausgeber einer Zeitung oder einer in monatlis 
chen oder kürzeren Friſten erſcheinenden Zeitſchrift, welche Anzei⸗ 
gen aufnimmt, iſt gegen Zahlung der üblichen Einrückungsgebüh⸗ 
ren verpflichtet, jede ihm von einer Öffentlichen Behörde mitge⸗ 
theilte amtliche Bekanntmachung auf deren Verlangen in eines 
der beiden nächſten Stücke des Blattes aufzunehmen. 

$ 29. Der Herausgeber einer Zeitung oder einer in monatli⸗ 
chen oder kürzeren, wenn auch unregelmäßigen Friſten erſcheinen⸗ 
den Zeitſchtift iſt verpflichtet, die Entgegnung der zur Berſchti⸗ 
gung in ihr erwähnten Thatſachen, zu welcher ſich die bethelligte 
Öffentliche Behörde oder angegriffene Privatperſon veranlaßt fin⸗ 
det, in eine der beiden nächſten Nummern und, wenn die Zeit⸗ 
ſchrift in größeren Zwiſchenraͤumen, als dem einer Woche, erſcheint, 
in die nächſte Nummer aufzunehmen. — Die Entgegnung muß 
von dem Betheiligten unterſchrieben ſein. — Die Aufnahme muß 
koſtenftei geſchehen, fo weit der Umfang der Entgegnung die 
Länge des Artikels, welcher dazu Veranlaſſung gab, nicht über⸗ 
ſteigt. — Für die über dieſes Maß hinausgehenden Zellen find, 
die üblichen Einrückungsgebühren zu zahlen. 

Abſchnitt III. f 
Von dem Strafverfahren. 
$ 30. Eintheilung der durch die Preſſe verübten Geſetzes⸗ 


Uebertretung. Eine mittelft der Preſſe verübte Handlung, welche 


einer Gefaͤng⸗ 
Preßpol is. 
verübte Hand⸗ 


mit einer Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder 
area: e zu ſechs Wochen bedroht — 1 eine 
zei⸗ Uebertretung. — Eine mittelſt der Preſſe 
lung, welche mit einer Geldbuße von mehr als fünfz Thalern 
oder einer Freiheitsſtrafe bis zu drei Jahren bedroht I, iſt ein 
Preß vergehen. — Eine mittelſt der Preſſe verübte Handlung, 
welche mit einer höheren als einer dreijährigen Freiheitsstrafe bes 
droht iſt, iſt ein Preß verbrechen. — Die Qualifikation der 
Handlung wird dadurch, daß neben den hier rer Geld⸗ 
oder Freiheitsſtrafen noch auf andere durch das Geſetz angedroht 
Strafen zu erkennen iſt, nicht geändert. 0 

$ 31. (Kompetenz Beſtimmaggen.) Die Aburtelung 
der Preßpolizei⸗Uebertretungen und Preßvergehen gehört vor die 
zur Entſcheidung der Uebertretungen und Vergehen kompetenten 


Gerichte. — Die Entſcheidung der Preßverbrechen gehört vor 


die Schwurgerichte. — Hinſichtlich des Militärgerichtsſtaudes 
verbleibt es bei den bestehenden Vorſchriften. a 
15 32. (Gerichtsſtand.) Der Gerichtsſtand, die Einleitung 
und Führung des Vorverfahrens oder der Vorunterſuchung, fo 
wie das Verfahren in der Hauptverhandlung, wird durch die all⸗ 
gemeinen Strafprozeß ⸗ Vorfchriften mit folgender Maßgabe ber 
ſtimmt. — Iſt die Beſchlagnahme einer Druckſchrift erfolgt, fo 
iſt der Grrichtsſtand auch bei demjenigen Gerichte begründet, in 
deſſen Bezirke die Beſchlagnahme ausgeführt iſt. — Wenn we⸗ 
en der nämlichen Druckſchrift ein Verfahren bei derſchiedenen 
erichten anhängig iſt, ſo wird das Gericht, dei welchem die 
Verhandlung und Entſcheidung erfolgen fol, auf Anrufen der 
Staats anwaltſchaft durch dasjenige höhere Gericht bezeichnet. 
deſſen Gerichtsbarkeit ſich über die Bezirke der mit 
der Sache befaßten Gerichte erſtreckt. — In dem des 
rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Köln wird an den dort 
geltenden Beſtimmungen über die Regelung des Gerichtsſtandes 
(Strafprozeß⸗Ordnung Art. 526.641) nichts geändert: > 
$ 33. Inſoweit nach den beſtehenden Geſetzen die in der 


| Sitzung eines Gerichts begangenen ſtrafbaren Handlungen fofort, 


ohne Mitwirkung von Geſchworenen, abgeurtheilt oder die in der 
Sitzung eines Gerichts vorgefallenen oder ermittelten Disziplinar⸗ 
Ver gel ſofort disziplinariſch geahndet werden ſollen oder 
können, wird hierin durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nichts 
geändert. a nn 

9 34. Wenn eine zur Verbreitung beſtimmte Druckſchrift 
den Vorſchriften der 65.9 und 27 nicht entſpricht, oder 
wenn ſich ihr Inhalt als Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung 
darſtellt, fo find die Staats⸗Anwaltſchaft und deren Organe bes 
rechtigt, die Druckſchrift, wo ſie ſolche zum Zwecke der Verbrei⸗ 
tung vorfinden, ſo wie die zur Vervielfältigung beſtimmten Plat⸗ 
ten und Formen, vorläufig mit Beſchlag zu belegen. Die Dr: 
gane der Staats⸗Anwaltſchaft find verpflichtet, derſelben inner⸗ 
halb 24 Stunden nach der Beſchlagnahme die Verhandlungen 
vorzulegen, und dieſe iſt, wenn fie die Beſchlagnahme nicht ſelbſt 
unmittelbar wieder aufhebt, gehalten, innerhalb 24 Stunden 
nach erfolgter Vorlegung ihne Anträge bei der zuſtändigen Ges, 
richts: Behörde zu ſtellen, welche über die Fortdauer oder Aufhe⸗ 
bung der verhängten vorläufigen Beſchlagnahme ſchleunigſt zu 
beſchließen hat. 

$ 35. Auf S welche von den Kammern oder 
von öffentlichen Staats⸗Behörden ausgehen, finden die Vorſchrif⸗ 
a eee ee keine 19 4 


§ 36. Organe der Staats⸗Anwaltſchaft im Sinne dieſes 
Geſetzes ſind die Polizei⸗Behörden und andere Sicherheits⸗Be⸗ 
amte, welchen die Pflicht obliegt, Verbrechen und Vergehen nach⸗ 
zuforſchen. — Im Bezirke des rheiniſchen Appellationsgerichts⸗ 
hofes zu Köln find es die Beamten und Hülfsbeamten der ge⸗ 
richtlichen Polizei, mit Ausnahme der Unterſuchungsrichter. — 
Ueber die Aufhebung oder Fortdauer der Beſchlagnahme hat der 
Unterſuchungsrichter an die Rathskammer zu deren Beſchluß⸗ 
nahme zu berichten. — An der Befugniß der Gerichte und der 
Unterſuchungsrichter zum ſelbſtſtändigen Einſchreiten in den ge⸗ 


ſetzlich beſtimmten Fällen wird nichts geändert. 
3 Abſchnitt IV. 
Verantwortlichkeit für die durch die Preſſe 


Bon der 
‘ verübten Gefetz⸗Uebertretungen. 


8 37. Die Strafbarkeit wegen eines durch die Preſſe bes 

genen Vergehens oder Verbrechens beginnt mit der Veröffent⸗ 
chung bes Preßerzeugniſſes. — Bei Preßpollzel⸗Uebertretungen 
ſoll aber der Angeſchuldigte, wenn er ſich im Bereiche der rich⸗ 
terlichen Strafgewalt Preußens befindet, bevor ein Strafurtel 
wider ihn ergangen iſt, nicht verhaftet werden. 

38. Die Veröffentlichung des Preßerzeugniſſes iſt erfolgt, 
obald die Druckſchrift verkauft, verſendet, verbreitet oder an 
tech, welche dem Publikum zugänglich find, ausgeſtellt oder 

angeſchlagen worden iſt; bei Zeſtungen und Zeitſchriften, ſobald 

der Reindruck des erſten Exemplars vollendet iſt. 

8 39. Kür das durch eine Druckſchrift begangene Verbrechen 

oder Vergehen iſt Jeder verantwortlich, welcher nach allgemeinen 

ſtrafrechtlichen Grundfägen als Urheber oder Theilnehmer ſtraf⸗ 
bar erſcheint. 

9 40. Der Verfaſſer und Herausgeber einer ſtrafbaren Druck⸗ 
chrift find jederzeit ſtrafbar, es ſei denn, daß der Erſtere den 
achweis zu führen vermag, daß die Veröffentlichung ohne feinen 

Willen erfolgt iſt. > 3 

$ 41. Iſt der Drucker eines Preßerzeugniſſes beſchuldigt, fo 
kann derſelbe nur dann außer Verfolgung geſetzt werden, wenn 
der Verfaſſer gerichtlich feſtgeſtellt und im Bereiche der richter⸗ 
lichen Gewalt des preußiſchen Staates if, — Der Drucker iſt 
ſtets für den Inhalt einer Druckſchrift verantwortlich, wenn 
a) auf der Schrift ſein Name gar nicht oder fälſchlich ange⸗ 
eben iſt; 

3 die Druckſchrift ſich als eine ſolche barftellt, die zu Plaka⸗ 

5 ten beſtimmt iſt; 
ch der Verfaſſer auf der Druckſchrift gar nicht oder mit Wiſ⸗ 

ſen des Druckers falſch angegeben iſt, oder der genannte 

Verfaſſer ſich nicht im Bereiche der richterlichen Strafge⸗ 
walt Preußens befindet. 6 

9 42. Der Verleger, Kommiſſtonaͤr, Sortimente⸗Buchhändler, 
Antiquar, wie derjenige, welcher eine Druckſchrift gewerbsmäßig 
verbreitet, ſind für den Inhalt verantwortlich: 

a) wenn der Verfaffer auf dem Titel gar nicht oder fälſchlich 
angegeben iſt; g x 
b) wenn der Verfaſſer ſich nicht im Bereiche der richterlichen 
Gewalt Preußens befindet; 
eh wenn die Bruckſchrift politiſchen oder religiöfen Inhalts 
iſt und den Umfang von fünf Druckbogen nicht überſteigt. 
§ 43. Der Verleger und Commiſſtonär ift, wenn mittelſt eis 
ner bei ihm verlegten oder in Kommiſſton übernommenen Druck⸗ 
ſchrift ein Preßvergehen begangen worden, abgeſehen von der ſonſt 
verwirkten Strafe, ſedenfalls mit einer Geldbuße von fünfund⸗ 
zwanzig dis zweihundert Thalern und, wenn ein Preßverbrechen 
begangen worden, mit einer Geldbuße von fünfzig bis fünfhun⸗ 
dert Thalern zu beſtrafen. 

- 544, Für den Inhalt eines Erzeugniſſes der periodiſchen 
Preſſe iſt febetzeit auch der Redakteur verantwortlich, ohne daß 
es eines weiteren Nachweiſes ſeiner Mitſchuld bedarf. 

9 48. Der verantwortliche Redakteur eines periodiſchen Blat⸗ 

tes iſt, abgeſehen von der fonfligen gegen ihn oder andere Per: 
ſonen zu erkennenden Straft, wegen einer mittelſt des Blattes 
begangenen Preß⸗Polizelzurberttetung mit einer Geldbuße von 
fünf bis fünfzig Thatern, wegen eines Preßvergehens mit einer 
Geldbuße von zehn bis zweihundert Thalern, wegen eines Preß⸗ 
Verbrechens mit einer Geldbuße von einhundert bis eintauſend 
Thalern zu belegen. — Dieſe Geldbuße iſt aus der Caution 
m entnehmen. ar 

Abſchnitt V. 
ode: : r Von den Strafen. 
= 9 46. (m wegen Verletzung der zur Ordnung der 

Preſſe gegebenen Vorſchriften.) Eine Geldbuße von zehn 

dis fünfzig Thalern oder im Unvermögensfalle eine Gefängniß⸗ 

Strafe von acht Tagen bis zu ſechs Wochen hat derjenige 

Wuchdrucker, Steindrucker oder Inhaber einer anderen zur mecha⸗ 
niſchen Vervielfältigung von Schriften oder Bildwerken beſtimm⸗ 
ten gewerblichen Anſtalt verwirkt, welcher den Beſtimmungen der 

88 6, 9 und 27 zutoiderhandelt.— Dieſe Strafe wird im er⸗ 
fen Wiederholungsfalle verdoppelt und kann bel fernerem Rück⸗ 
falle, nach dern Ermeſſen des Gerichtes, bis zur Entziehung des 
Gewerbes erhöht werden. 3 

$ 47. Eine wiſſentlich falſ che Angabe der in den 56 9 und 

27 vorgeſchriebenen Vermerke zieht gegen den Zuwiderhandelnden 
— Geſänzalßſtrafe von zwei Mo 

Unvermögensfalle eine e don z naten bis zu 
einem Jahre nach fie — Im Wiederholungsſaue wird Die 
Strafe verdoppelt und kann nach dem Ermeſſen des Gerichtes 
bis zur Entziehung des Gewerbes oder dem Verbote des Blattes 

werden. 

2 Wer den Vorſchriften der 6 10, 11 und 12 zuwi⸗ 
derhandelt, hat eine Strafe von fünf dis fünfzig Thaler oder 

eine Gefüngnißſtrafe von acht Tagen bis zu ſechs Wochen vers 
wirkt. — Bel ferneren Zuwiderhandlungen wied dieſe Strafe bis 
auf eine Geldbuße von dreihundert Thalern oder eine Gefaͤngniß⸗ 

Strafe von zwei Jahten erhöht. N Fur 

8 49. Wer eine Zeitung oder Zeitſchrift rebigiet 
bevor die geſetzliche Caution erlegt oder nach 9 2 
ergänzt ift, bat eine Strafe von einhundert bis eintauſend Tha⸗ 

lern oder Gefängnißſtrafe von drei Monaten bis zwei Jahren 

7 holungs fals Hart zugleich auf den Verluſt 


680 eregt, 


verwirkt. Im Wieder 
— ferneren Verlage oder zur Redaktion 
wer ; 


x 
1 — 


einhundert bis dreihundert Thalern, oder im 


— 


550. Wer eine Druckſcheift verkauft oder verbreitet, deren 
Beſchlagnahme verfügt worden, hat, wenn dieſe Beſchlagnahme 


gebracht worden iſt, eine Geldbuße von einhundert bis eintauſend 
Thalern oder eine Gefängnißſtrafe von zwei Monaten bis zu drei 
Jahren, im Wiederholungsfalle das Doppelte dieſer Strafe, ver⸗ 
wirkt. — Auch kann, wenn die ungeſetzliche Verbreitung durch 
einen Buchdrucker, Buch⸗ oder Kunſthändler erfolgt iſt, nach der 
Schwere der Verſchuldung auf den Verluſt des Gewerbedetriebes 
erkannt werden. 
51. Der Herausgeber einer Zeitung oder Zeitſchrift, wel⸗ 
cher den Beſtimmungen der SS 28 und 29 zuwider handelt, hat 
eine Geldſtrafe von fünfzig bis einhundert Thalern oder eine 

ängnißſtrafe von einem bis drei Monaten, im Wiederho⸗ 
lungsfalle das Doppelte dieſer Strafe, verwirkt, auch kann bei 
ferneren Rückfällen auf Unterdrückung des Blattes erkannt wer⸗ 
den. — Das Recht, den Zuwiderhandelnden im Wege der Exe⸗ 
kution zur Erfüllung der ihm nach den $$ 28 und 29 obliegen⸗ 
den Verbindlichkeit zu zwingen, wird durch die Strafe nicht auf⸗ 
gehoben. 0 

$ 52. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des 8 26 
dieſes Geſetzes werden mit einer Geldbuße von 10 bis 500 Rtlen., 
im Wiederholungsfalle von 20 bis 1000 Relrn. beſtraft. 

$ 53. Sind ſeit der letzten Verurtheilung wegen einer Preß⸗ 


Polizei⸗llebertretung fünf Jahre verſtrichen, ohne daß eine gericht⸗ 
liche Verfo 


[gung wegen einer gleichen Uebertretung eingeleitet wor: 
den, ſo werden die früher erkannten Strafen bei Abmeſſung der 


neuen nicht mitgezählt. 


$ 54. Die wegen Uebertretung angedrohten Strafen ſind, 
abgefehen von den durch den Inhalt der Druckſchrift etwa fonft 
verwirkten Strafen, zu erkennen. 

$ 55, Iſt wegen des Inhalts einer Zeitung oder Zeitſchrift 
eine Strafe erkannt, ſo iſt die Staats⸗Regierung befugt, die 
fernere Debitirung des Blattes durch die Poſt⸗Verwaltung ein: 
zuſtellen. 

5.56. 
Vergeben und Verbrechen. Strafbare Aufforderung 
oder Anteizung.) Wer mittelſt einer Druckſchrift zur Bege⸗ 
hung einer ſtrafbaren Handlung auffordert oder anreizt, wird, 
wenn in Folge der Aufforderung oder Anreizung eine ſtrafbare 
Handlung oder ſtrafbacer Verſuch wirklich begangen worden ifl, 
mit der geſebzlichen Strafe der begangenen That oder des Ver⸗ 
ſuchs belegt. ? 

$ 57. Wenn die öffentliche Aufforderung oder Anreizung zu 
einer ſtrafbaren Handlung ohne irgend einen Erfolg geblieben iſt, 


ſo trifft den Schuldigen Geldbuße von zwanzig bis zweihundert 


Thalern oder Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren. 
— Iſt jedoch die That, zu welcher aufgefordert oder angereizt 
wurde, im höchſten oder niedrigſten Maße mit einer geringeren 
Strafe bedroht, fo darf die Strafe der Aufforderung oder Anrei⸗ 
zung dieſes höchſte Maß nicht überſteigen; ſie kann bis auf die⸗ 
ſes niedrigſte Maß herabgeſetzt werden. N 

§ 58. Wenn die ohne Erfolg gebliebene Aufforderung oder 
Anreizung auf Hochverrath, Landesverrath, gewaltſame Auseinan⸗ 
derſprengung der Kammern gerichtet iſt, fo iſt die Strafe imm er 
Zuchthausſtraſe von zwei bis zehn Jahren. — Sind mildernde 
Umſtände vorhanden, fo kann die Strafe auf Gefäangniß von 
ſechs Monaten bis zehn Jahren beſtimmt werden. 

§ 59, (Beleidigung der Majeſtät und der Mitglie⸗ 
der des königl. Hauſes.) Wer durch die Pieffe die Ehr⸗ 
furcht gegen den König verletzt, wird mit Gefängniß von zwei 
Monaten bis zu fünf Jahren beſtraft. — Zugleich kann gegen 
denſelben auf zeitige Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen: 
Ehrenrechte erkannt werden. 50 8 

$ 60. Wer durch die Preſſe die Königen, den Thronfolger, 
ein anderes Mitglied des königl. Hauſes oder den Regenten des 
preußiſchen Staates beleidigt, wird mit Gefängniß von einem 
Monat bis zu drei Jahren beſtraft. — Zugleich kann gegen den⸗ 
ſelben auf zeitige Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. 

5 61. (Beleidigung befreundeter Staaten.) Wer 
durch die Preſſe das Oberhaupt eines deutſchen Staates beleidigt, 
wird mit Gefängniß von einem Monate bis zu zwei Jahren 


beſtraft. — Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn die Beleidigung ge⸗ 


gen das Oberhaupt eines anderen Staates gerichtet iſt, welchem 
nach bekannt gemachten Verträgen oder Geſetzen die' Gegenſeitig⸗ 
keit verbürgt iſt. 

5 62. Wer durch die Preſſe einen bei dem königlichen Hofe 
beglaubigten Geſandten oder Geſchäftsträger beleidigt, wird mit 
Gefängniß von einem Monat bis zu einem Jahre beſtraft. 

§ 63. (Aufforderung zum Widerſtand gegen die 
Staatsgewalt.) Wer durch die Preſſe zum Ungehorfam ges 
gen die Geſetze oder Verordnungen oder gegen die Anordnungen 
der Obrigkeit auffordert oder anreizt, oder Handlungen, welche in 
den Geſetzen als Vergehen oder Verbrechen bezeichnet find, als 
erlaubte darſtellt oder zu rechtfertigen ſucht, wird mit Geldbuße 
von zwanzig bis zweihundert Thalern oder mit Gefängniß von 
dier Wochen bis zu zwei Jahren beſtraft. 

5 64. Wer durch die Preſſe eine Perſon des Soldatenſtandes, 
es fei der Linie oder Landwehr, dazu auffordert oder anreizt, dem 
Befehle des Oberen nicht Gehorſam zu leiſten, wer insbeſondere 
eine Perſon, welche militärpflichtig iſt oder zum Beurlaubten⸗ 
ſtande gehört, dazu auffordert oder anreizt, dem Geſtellungsbefehle 
nicht zu folgen, wird mit Gefängniß von ſechs Wochen bis zu 
zwei Jahren beſtraft. — Vereinigt die Aufforderung oder Anrei⸗ 
zung die Merkmale einer Handlung in ſich, welche die Geſetze 
mit ſchwereter Strafe bedrohen, fo wird die ſchwere Strafe 
verhängt. l > 

5 65. (Vergehen gegen die öffentliche Ordnung.) 
Wer durch die Preſſe Die Angehörigen des Staats zum Haſſe 
oder zur Verachtung gegen einander anreizt, wird mit Geldbuße 
von ſwanzig bis zweihundert Thalern oder mit Gefängniß von 
einem Monate bis zu zwei Jahren beſtraft. 


§ 66. Wer mittelſt der Preſſe durch öffentliche Behauptung 


ober Verbreitung erdichteter oder entſtellter Thatſachen, oder durch 
öffentliche Schmähungen oder Verhöhnungen die Einrichtungen 
des Staates oder die Anordnungen der Obrigkeſt dem Haſſe oder 
der Verachtung ausſetzt, wird mit Geldbuße von zwanzig bis 
zweihundert Thalern oder mit Gefaͤngniß von einem Monat bis 
zwei Jahren beſtraft. 
8 67. Wer durch die Preſſe 
eine der beiden Kammern, 
ein Mitglied der beiden Kammern, 
eine andere politiſche Körperſchaft, 
eine Öffentliche Behörde, 
einen öffentlichen Beamten, 
einen Meligionsdiener, 5 
ein Mitglied der bewaffneten Macht 
einen Geſchworenen, 1 
einen Zeugen oder Sachverflindigen 
in Beziehung auf ihren Beruf beleidigt, wird mit Gefaͤngniß 
von acht Tagen bis zu einem Jahre beſtraft. — Hat die Belei⸗ 
digung den Charakter der Verleumdung, ſo iſt die Strafe Ge⸗ 
fängniß von einem Monate bis zu zwei Jahren. — Sind mil⸗ 
dernde Umſtände vorhanden, ſo kann die Strafe von zehn bis 
dreihundert Thalern beſtimmt werden. 
5 68. Die in dem porhergehenden Paragraphen angedrohte 


Strafe trifft auch Denjenigen, der durch die Preſſe verſucht, eine 


der vorgedachten Perſonen oder Körperſchaften zur Faſſung oder 
Unterlaffung eines in ihrer Beſugniß liegenden Beſchluſſes zu 
zwingen oder auf einen Zeugen oder Sachverſtändigen in uner⸗ 
laubter Weiſe einzuwirken, oder die von Geſchworenen und ‚Sr 
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Ben Weiſe zu beſprechen. 
öffentlich bekannt gemacht oder zu feiner beſonderen Kenntniß 
nur bei der Mittheilung über die Bildung des Schwurgerichts 


oͤffentlicht, bevor die mündliche Verhandlung ſtattgefunden. 


wenn nicht zugleich der Beweis beſtimmter Thatſachen erboten 


Beweis für nicht geführt erachtet, fo wird der Beweis der, be: 
‚haupteten oder verbreiteten Thatſachen durch Zeugen nicht zuge⸗ 
laſſen. — Unbedingt unzuläſſig iſt der Beweis der Wahrheit, 


(b. wegen der mittelſt der Preſſe verübten 


nicht eingeleitet werden können, ſo iſt die Veenichtung des | 
ſchriftlichen Antrag des Staats⸗Anwaltes zu erkennen. et | 
$ 84. (Von den außerhalb Preußen erfheinenden 
Preßerzeugniſſen.) Die Verbreitung. von Druckſchriften, welche 
außerhalb des preußiſchen Staates erſcheinen, kann von dem Mi⸗ 
Er des a verboten werden. 8 
er, einem ſolchen öffentlich oder ihm beſonders be⸗ 
kannt gemachten Verbote et eine Druckſchrift Ne an 
Orten, welche dem Publikum zugänglich find, ausſtellt oder ſonſt 
10 d W wos * verbreitet, wird mit Geldbuße von 
bis 100. Thalern oder, mit n von 1 3 
zu 1 Jahre heſtraft. ene i a, | 
Die Anwendung der durch die Verbreitung von Schriften ftrafs 


richten gepflogenen Berathungen und Ausſprüche in gehäſſtger 


$ 69. Die Namen der Geſchworenen dürfen in Zeitungen 


genannt werden. — Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmung 
ziehen eine Gefüngnißſtrafe von acht Tagen bis zu einem Jahre 
nach ſich. — Gleiche Strafe trifft Denjenigen, der eine Anklage: 
ſchrift oder ein anderes Schriftſtück eines Kriminal⸗Prozeſſes ver⸗ 


$ 70. (Verletzungen der Ehre.) Wer durch die Preſſe 
einen Anderen beleidigt. wird mit Geldbuße bis > AN 
Thalern oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. 

71. Wer durch die Preffe einen Anderen verlrumdet, wird 
mit Gefängniß von acht Tagen bis zu einem Jahre beſtraft. Es 
kann zugleich gegen den Verleumder auf zeitige Unterſagung der 
Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. — Sind 
mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann in allen Fällen die 
Sue auf Geldbuße von fünf bis dreihundert Thalern beſtimmt 
werden. 

§ 72. Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder ver⸗ 
breiteten Thatſachen kann durch alle geſetzliche Bewefsmittel ge⸗ 
führt werden. — Der Zeugenbeweis iſt jedoch nicht zuläffig, 


baren Inhalts etwa ſonſt noch verwirkten n wird dur 

die Beſtimmungen dieſes Paragraphen a hoffen. ch 

Iſt die ſtrafbare Verbreitung durch einen der in dieſem Ger 

ſetze erwähnten Gewerbetteibenden erfolgt, fo ſoll bei einer wieder⸗ 
holten Verurtheilung auf den Verluſt des Gewerbetriedes erkannt 
werden. — 

§ 86. Alles, was in dieſem Geſetze von Druckſchriften, Er⸗ 
zeugniſſen der Preſſe geſagt iſt, gilt von allen auf mechaniſchem 
Wege bewirkten und zur Verbreitung beſtimmten Vervielfältigun⸗ 
gen von Schriften, Bildwerken, bildlichen Darſtellungen mlt Niet 
ohne Schrift, Muſikalien mit Tert oder ſonſtigen Erläuterungen, 
fo wie von denjenigen, die dieſe Verrielfäuigung bewirkt oder an 
Be Vervielfältigung oder am der Verbreitung Theil genommen 
aben. t 


$ 87, Alle dieſem Geſetze entgegenſtehende Beſtimmungen ſind 
aufgehoben. 


wird, aus welchen hervorgeht, daß die Behauptung oder Ver⸗ 
breitung zur Beförderung des öffentlichen Wohles oder zum Vor⸗ 
theil des Publikums geſchehen iſt. — Ob dieſer Beweis in er: 
heblicher Weiſe erboten oder ob der aufgenommene geführt ſei, 
darüber hat das Gericht durch beſonderen Beſchluß zu befinden. 
— Wird das Beweiserbieten verworfen oder der aufgenommene 

3 Beglaubigt: 

Der Miniſter des Innern. 

(gez.) von Manteuffel. 
O Berlin, im Januar. Geiſtlichen und Aütern wird 
die Jagd unterſagt.] Unfer Konſiſtorium hat in Folge der 
Nachricht, daß von Geiſtlichen und Küſtern Berechtigungsſcheine 
zur Ausübung der Jagd gelöſt worden ſeien, ein Zirkular an die 
Superintendenten der Provinz erlaſſen, um die Kirchenbeamten 
von einer Beſchäftigung abzumahnen die ſich mit ihrem Stande 
nicht vertrage. Es hat jedoch bel dirſer Abmahnung keinesweges 
ſein Bewenden behalten, ſondern unter Bezugnahme auf das 
A. L. R. 6 67 u. 68 Tit. 11 Th. II., wonach Geiſtliche auch 
in gleichgültigen Dingen Alles ſorgfältig vermeiden müſſen, was 


wenn die dem Anderen beigemeſſene Handlung mit Strafe be⸗ 
10 1 eine Freiſprechung durch ein rechtskräftiges Erkenntniß 
erfolgt iſt. ; 

$ 73. Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder ver⸗ 
breiteten Thatſachen ſchließt das Vorhandenſein einer Beleidigung 
nicht aus, wenn aus der Form der Behauptung oder Verdrei⸗ 
tung oder aus anderen Umſtänden, unter welchen ſie geſchah, die 
Abſicht, zu beleidigen, hervorgeht; auch macht es keinen Unter: 
ſchled, ob der Angegriffene ausdrücklich genannt oder ſonſt kennt⸗ 
lich bezeichnet iſt. > \ 


$ 74. Sind die behaupteten oder verbreiteten Thatſachen inde 5 ; ; a 
ſtrafbare Handlungen und iſt wegen derſelden bei der zuſtändigen in ar vun e eee * 9 — nur 
Behörde Anzeige gemacht, ſo muß bis zu dem Beſchluſſe, daß ine * * — „ agd in keiner 


heilige Abendmahl empfingen etrisb be 
9 f a Pina . t auch für Küſter und ans 


die Eröffnung der Unterſuchung nicht ſtattfinde, oder bis zur Be⸗ 
endigung der eingelelteten Unterſuchung mit dem Verfahren und 
der Entſcheldung über die Verleumdung innegehalten werden. 

§ 78. Wied wegen einer durch bie Preſſe veräbten Ehren: 
verletzung auf Strafe erkannt, fo iſt den Wertetzten auf Kosten 
des Verurtheilten eine Ausfertigung des Erkenntniſſes zu extheis 
len, und ſoll dem Beleldigem in dem Erkenneniſſe die Befugniß 
ertheilt werden, die Verurtheilung öffentlich bekannt zu machen. 
Die Art und Weiſe der Bekanntmachung, welche ſtets auf 
Koſten des Beleidigers erfolgt, fo wie die Friſt zu derſelben, iſt 
von dem Richter im Erkenntniſſe zu beſtimmen. — Iſt die Ehr⸗ 
verletzung in einer Zeitung oder Zeitſchrift geſchehen, fo muß die 
Beſtrafung auf Antrag des Verletzten durch die öffentlichen Blaͤt⸗ 
ter und zwar wo möglich durch dieſelbe Zeitung oder Zeitſchrift 
bekannt gemacht werden. 

§ 70. Iſt die Beleidigung gegen eine Kammer oder eine ans 
dere politiſche Körperſchaft N yet nur mit 


Subalternen 1., und 23 Subalternen 2. Klaſſe verwaltet. ßerd 
find noch eine Anzahl Hütfsarbeiter beſchäftigt und iſt das nee 
Kaſſen⸗ und Kanzlei⸗Perſonal vorhanden. Das Einkommen des Prä⸗ 
i 3600 Tölt, das des Oberregicrungsraths, auf 2 
60 


N gerichtet, fo finder mit Exmäch 8 
tigung derſelben und, wenn ſie gegen ein Mitglied einer Kammer] das der Subalternen au 1000 Thlr. . 
verübt iſt, nur mit deſſen Zuſtimmung die Verfolgung ſtatt. Oberſt ſtebt an der Spitze einer a ichen 

977. Die Beſtimmungen der beſtehenden Gefege über die welche durch Berſchmelzung des Inſtituts B 
gegen Privatperfonen ergangenen Beleidigungen, welche die Merk⸗ 
male der Verleumdung nicht enthalten, über die von Perſonen 
des Soldatenſtandes unter ſich begangenen Beleidigungen, fie 
ſeien als Dienſtvergehen zu betrachten oder nicht, ferner über 
Verletzung der Dienſtverſchwiegenheit der Beamten und Mllitär⸗ 
perſonen und über die Veröffentlichung von Nachrichten oder Ur⸗ 
kunden, welche im Intereſſe des Staatswohls oder der Armee 
verboten ſind, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

$ 78, Die Staatsanwaltſchaft iſt auch in den Fällen der 
85 67 und 71 befugt, die gerichtliche Verfolgung einzuleiten. — 
Schreitet die Staats⸗Anwaltſchaft nicht ein, ſo bleibt dem Be⸗ 
leidigten die Anſtellung der Privatklage unbenommen. 

§ 79, Iſt auf die von der Staats⸗Anwaltſchaft erhobene 
Klage eine gerichtliche Unterſuchung eingeleitet, ſo wird deren 
Fortgang, die Erlaſſung und Vollſtreckung des Urtels durch eine 
Zurücknahme der Ermächtigung oder des Antrages oder durch 
eine Verzichtleiſtung auf die Beſtrafung nicht gehemmt. — In 
dem Bezirke des rheiniſchen Appellations⸗ Gerichtshofes zu Köln 
wird an der Befugniß des Beleidigten, als Civilpartei ausgeſpro⸗ 
chen, nichts geändert, 

§ 80. (Vergehen, welche ſich auf die Religion be⸗ 
ziehen.) Wer durch die Preffe Gott läſtert, oder eine der chriſt⸗ 
lichen Kirchen, oder eine andere im Staate mit Korporations⸗ 
Rechten beſtehende Religionsgeſellſchaft, oder die Gegenſtände ihrer 
Verehrung, ihre Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche verſpottet 
oder in einer Weiſe darſtellt, welche dieſelbe dem Haſſe oder der 
Verachtung ausſetzt, wird mit Gefängniß von einem Mongte bis 
zu einem Jahre beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
fo kann auf eine Geldbuße von zwanzig bis eintauſend Thalern 
erkannt werden. s 

§ 81. (Vergehen gegen die Sittlichkeit.) Gleiche 
Strafe erleidet, wer durch die Preſſe ſittliche Einrichtngen, na⸗ 


n 


f mannſcha — 
ommiſſä 


bare dr 


Einkommen dieſes g t 
(mit 1250 bis. 1450 Thlr. incl. der Miethe für das Bürean und bie 
Pferdegelder), 36 Revier-Polizei-Lieutenants (mit 1100 bis 1400 Thlr. 
wofür dieſelben aber das Biüreau und die ſämmtlichen Wachtlokale der 
Schutzmannſchaſt, ſowie den Büreauſchreiber unterhalten mäſſen), 16 

olizei⸗Lteutenauts ür die Märkte, Eiſendahnen und die Dörfer um 
Beal (mit 600 bis 900 Thlr. incl. Pferbegelver und Bürcaukeſten!, 
5 Polizei-Lieutenants für die Krume eee (Kriminal-Kommiſſarien, 
mit 700 bis 1000 Thlr., incl. Büreaukoſten), 100 Wachtmeiſter der 
Schutzmannſchaft (mit 300 bis 360 Thlr.), 1050 Schutzmänner (mit 
216 bis 264 Thlr.) Unter den letzteren ſind 53 beritten. Für die 
Waffen und Bekleidung der Schutzmannſchaft find 23,346 Thlr., für 
das Nachtwacht., Straßen ⸗Erleuchfungs⸗ und 0 u 
38,608, Tbl. ausgeworfen. Der ganze Polizei⸗Etat für Berlin ist auf 
502,855 Thlr. berechnet. Mit dieſer neuen Reorganiſation, welche 
wahrſcheinlich ſchon zum 1. April d. 3. eintreten dürfte, wird auch eine 
neue Uniformirung der Poltzelbeamten eintreten, welche von St. 
jeſtät dem Könige bereits genehmigt fein ſoll. Die Uniform wird auf 
blauen Waffenröcken mit bellblauem Sammetkragen beſtehen. Die 10 
ltzei-Lieutenants tragen ſilberne Epauletts, in denen ſich das tönigl- 
Wappen befindet, die Polizei⸗Hauptleute tragen die militäriſchen Adel, 
chen der Hauptleute in den Cpauletts und bie fetzige Slickerei der 
Polizei-Inſpektoren in Silber. Der Poltzei⸗Oberſt träge die Fandillen 
der Stabsoffiziere an den Gpanletts, Die alte Pol 


9 . Pole 
die der Schußmannſchaft.Of ver * 


dedugs Präſ er Der Polizel- 
dent bebä niform ber unge Präſtdenten. 
Am V. b. Jageg ie 8 en ben und reiten ers ab: aug 
tommen: der kaiſerl. raff, Kapitän und Kabinetskurter Wilde, der 
franzöſiſche Tabinetskurter Gilloux und der kafſerl. rüff. Generalad⸗ 
jutant und Generallieutenant ». Grünwald, fämmtlich don St. Ve 

die Hengin von Sagan. Abgereift: Der ue ne, 
r Giklout nach Paris, der Fönigl. großbritt. Kabinetsturie 


{ Warſchau. 
e 4 eſetz bi 


as von dem Finanzminiſter eingebe 


Auflöſung der skaſſen und die Ve 
urlöfung Darlehnskaſſe Daun 


N 7 55 5 8 ins li id 
ee re ee ie kur denten ber Sache ehen nde ge 
Haſſe, der Verachtun er ächer ausſetzt. ie Regt ff in den „Moliven“ ausgeſprochen wird, 

9 Die Regferung hofft, wie Nacht unerheblich enge len 


durch die Preſſe verübte Vetletzungen der Sittlichkeit, namentlich 
Unzüchtigkeiten, ſind mit einer Geldbuße von zehn bis dreihun⸗ 


die Abwicklung der gez wird der deblic Se 
im Laufe des Ja — 2 . arb werden können 
Geſammtbetrag Der gten Darlehnskaſſenſcheine mg n 


dert Thaleen oder mit Gefängnißſtrafe von vierzehn Tagen bis ] Tl bol Betrage der u gerzinslichen Staatz 
zu einem Jahre zu beſtrafen. / der ee en artehnafätten che 
7 id 2 . + v telfe 
5 82. (Verjährung.) Das Recht zur Verfolgung der in | BER mittelmäßigen e vs ’ 


oben, welche durch 
geld ohne unmittelb 
et neue S 


— 


dieſem Geſete vorgeſehenen, durch die Preſſe begangenen ſtrafba⸗ 
ren Handlungen verfährt in ſichs Monaten von dem Tage ab 
gerechnet, an welchem die Veröffentlich ung ſtatt ih, 
hat. (J 37 und 38.) — Die Verjährung wird unterbroche Pr 
jeden Antrag der Staats-Anwaltfchaft, jeden Beſchluß e ae 
ſonſtige Handlung dee Richters, welche die Eröffnung, e 
oder Beendigung der Unterſuchung oder die Wage e 
ſchuldigten betreffen. — Die Unterbrechung der Wer ährung ges 
gen eine der verantwortlichen oder mitſchuld RN Perſonen gilt, 
als ſolche, auch denjenigen Verantworti en er Mitſchuldigen 
gegenüber, gegen welche der Antrag, Beſchluß oder die ſonſtige 
unterbrechende Handlung nicht gerichtet war. — Von dem Tage | vom 
der letzten unterbrechenden Handlung an beginnt eine neue Vers zu 5 
jährung von ſechs Monaten. — iefe Beſtimmungen berühren de 
nicht die Klagen au Schadenerſaß vor den Civilgerichten, . 10 
die im Wege des Eiellj⸗Prozeſſes wegen Beleidigung anbon 
gemachten Klagen. \ e 
$ 83. Wird in einer Schrift der Thatbeſtand der 8. C me 
Handlung erkannt, ſo iſt durch das Urtel, ſelbſt weg. ſtrafbar 
ſchuldigte kreigeſprochen wird, die Vernichtung der 2 berfeih 
erklärten Schrift oder der für ſtrafbar erklärten The 0 5 
fo wie aller zur Vervielfältigung benutzten Formen und Platten, 
auszuſprechen. — Die Vernichtung erſtreckt ſich auf alle noch 
im Beſitze des Verfaſſers, Druckers, Herausgebers, Verlegers, 
Buchhändlers befindlichen oder an öffentlichen Orten ausgelegten 
Exemplare. — Hat wegen einer Schrift, welche den Thatbeſtand 
einer ſtrafbaren Handlung darſtellt, eine gerichtliche Verfolgung 


die Truppenbew 


[der dieſe B 
abſehen, 


Gemeinderath hieſiger Stadt war heute verſammelt, um die 
eines Bürgermeiſters vorzunehmen, Es waren 28 Gemein 
ordnete erſchienen und fielen 27 Stimmen auf den Gemein?! 


verordneten Abvokat⸗Anwalt, Juſtizrath Herm. 5 
dem der Vorſttzende, Hr. v. Wittgenſtein, den Hrn. Stupp 
erwählten Bürgermeiſter proklamirt batte, erhob ſich derselbe 

Pond erklärte fich zur Annahme der 
t. Me N h 

Am en zwei Kompagnlen des 34. hier garniſonirenden 
he —— ben iin nach Bonn. Wie man ſagt, 
ſoll ſich die in Bonn stehende Landwehr⸗Kavalerie einer Indis⸗ 

Üplin ſchuldig gemacht haben, welche ihre Veranlaſſung in einem 

Veſehle des Regi us⸗Kommandeurs fand, daß die Landwehr⸗ 

männer fortan Verpflegung in der Kaſerne⸗Menage und nicht 

mehr einzeln bei den Bürgern, wenn ſchon auf eigene Koften der 

Landwehrmänner erhalten ſollten. Obgleich der Befehl ein gemeſ⸗ 

fener war, fand ſich zur beſtimmten Zeit doch kein Landwehrmann 

in der Kaſerne ein. (Rh. W. 3.) 


Deut ſchlan d. d 
Die Konferenzen zu Dresden. 
% Jan. Die Iſte Kommiſſion hat ihre Ar⸗ 


‚A Dresden, 
beiten eingestellt, die Are, desgleichen, da fie abgefonbert und ohne 
die vorangegangene Fixirung eines leitenden Gedankens zu kei⸗ 


nem Reſultate gelangen konnen. Da die Iſte keine Drganifatiom 


der aberſten Bundesbehörde zu Stande gebracht hat, ſo konnte, 
die 2te den Wirkungskreis des Bundes und ſeiner Organe nicht 
feſtſtellen und ſie hat ſich daher damit begnügt, die betreffenden 
Paragraphen aus ihrer Zerſtreuung im 
und zu ſortiren, indem fie die auf das Plenum und die auf 


engeren Math bezüglichen (welche letzteren nunmehr auf die 


neu zu creitende Executive anzuwenden find) zufammenſtellte. 
Dieſer Uebelſtand wäre vermieden worden, wenn von vorn herein 
eine Verfaſſungs⸗Kommiſſion zuſammengetreten wäre. und den 
leitenden Gedanken feſtgeſtellt hätte, nach welchem die Reviſion 
des Bundes rechtes, ſtattfinden fol, In der erſten Sitzung der 
3. Kommiſſion für Handels⸗ und Verkehrs⸗Fragen haben Bai⸗ 
ern und Sachſen ausführliche Denkſchriften vorgelegt, die 
ihrem Inhalte nach auf das Herauskommen, was die Vertreter 
beider Staaten auf Dim Kaſſeler Zollvereins⸗Kongreß befürs 
wortet haben: Oeſterteich legt auf fein Zolleinigungsprojekt den 
größten Werth, einen größeren, als auf die polktiſche Frage. 
Fürſt Schwarzend erg wird daher nicht nach Wien gehn, wo 
er um die Mitte dieſes Monates zu einem Hoffeſte erwartet 


wurde, weil ſein Verbleiben in Dresden für unerläßlich gehalten 
wird. Wenn Preußen auf Verhandlungen eingehen will, fo 


will Oeſterreich am 1. Februar, beim Zuſammentritt des Zoll⸗ 
Vereins- Kongreſſes in Dresden, ſeinerſeits Kommiſſare herſchicken 
und den Steuerverein bazu bewegen, ebenfalls Vertreter nach 
zu ſenden. Alsdann will es die Bildung eines Han⸗ 
Ehen vorſchlagen, an dem Oeſterreich, der Zoll⸗ und ber 
teuetverein ſich betheiligen. Ein allgemeiner Tarif, dem ziem⸗ 
* Ahnlich, der in Muffe mit Ausnahme von Braunſchweig 


Zuſtimmung des Kongreſſes fand, ſoll für den geſammten 


Handelsverein gelten, alle Tranſitozölle fallen, der Verkehr mit 
em freigegeben werden. Der Vertrag ſoll zunächft 


Nohprodukt a 5 
auf 6 Jahre abgeſchloſſen ſein; doch verlangt Oeſterreich von 


allen deutſchen Regierungen die Einführung des Tabaks⸗ 
Wonopols. Nach Ablauf der 6 Jahre ſoll eine vollſtändige 

gung, zunächſt für 12 Jahre, adgeſchloſſen werden, nach⸗ 
dem eine genaue Kontrole des Konſums fichere Daten hat ge: 
winnen ar. um 2 Verbrauche 


il — put Ham l Stettin (die 
Herren Roß, Hargreaves und die Herren Gudike, Rahn) ſind 
entſchieden gegen das öſterreichiſche Projekt, Baiern und Sachſen 
> ihm günfig. Von Preußen wird Widerſtand, ja vollſtän⸗ 
Ablehnung eines Planes der, n änge, 

— — ibUR — Ne er, wen er gelänge, 
Die Freim. Sachf. Ztg. ſchreibt aus Dresden: „Preußen 
und Oeſterreich haben dem Vernehmen nach nunmehr gemein- 
ſame Propofitionen eingebracht. Sind wir recht unterrich⸗ 
tet, fo ſpalten ſich auch dieſe „gemeinſamen“ Anträge in 
einem ſehr weſentlichen Punkte. Oeſterreichs Anträge in 
— 2 Beziehung ſollen die Geltung der Mittelſtaaten befürwor⸗ 

en.“ J 


Das miniſterielle Dresdner Journal widerlegt einen von 
der Freim. Sachſ. 31g. gebrachten (auch in unſer Blatt übers 
gegangenen) Correſpondenz Artikel durch folgende Mittheilung: 
7 zuverläſſiger Quelle kann verſichert werden, daß bei der 
Zollkonferenz in Kaffel gerade Sachſen, in Verbindung mit Bat: 
* ganzen Einſiuß, und zwar nicht ohne Erfolg aufge: 
mit 8 die Anbahnung einer Zoll⸗ und Handels ⸗ Einigung 
fahrts⸗ vorzubereiten und einzuleiten, bei der Elbſchiff. 
5 f = Kommiffion in Magdeburg aber die fächfifche 

egierung ich, ihrem wiederholt ausgeſprochenen Wunſche ge⸗ 
mäß, unbedingt für den von Oeſterreich eingebrachten Antrag 
auf völlige Aufhebung der Eibzölle erklärt, dabei aber die mit 


in Frage geſtellte Uebernahme einer antheiligen Entſchädigung 


\ 


der untern Elbuferſtaaten, aus ſehr nahe liegenden Gründen und 
mit beſonderer Rückſicht auf die, durch theilweiſe Riſtitution der 
anhaltſchen Elbzölle ſowohl, als auch eines Theiles der preußi⸗ 
ſchen Elbzollquote, feit Jahren ſchon gebrachten anſehnlichen pe⸗ 
cuniären Opfer allerdings abgelehnt har. Nachdem dieſer öfter: 
reichiſche Antrag bei der Kommiſſſon keine Annahme gefunden, 
fo iſt gerade Sachſen, welches auch, nächſt Oeſterreich, allein ſei⸗ 
nem Kommiſſar einen mit den Verhältniſſen bekannten Beirath 
aus dem Gewerbsſtande beigeordnet hat, in Verbindung mit 


urg mit umfaſſenden Anträgen auf Elbzollermäßigungen, 


Oeſterreich fpäter beigetreten iſt, vorgeſchritten, von de: 
nahme ſich weſentliche Vortheile für an Elbſchifffahrts⸗ 
tbotene Warten laſſen; durch die von deſonderen Verhältniſſen 
x a2 feinem ing der Kommiffion hat es jedoch zur Zeit noch 
der Ro ausdenken del kommen können. — Wenn endlich 
die Finanminifterien edlen Sachſenzeitung glaubt, daß 
ane Polit fattiſch u Staaten, alſo auch Sachſens, damit 
nich welche, mindeſtens in Sachſen, 


nicht die niſteriums e, a . 
konne, fo 3 Glaube Auswärtigen Angelegenheiten ſein 
n 


ſchen Re ie um ebe dem, was von der fächft: 
Kaſſel Mn. — e de eichehen, in OR bei den Konferenzen in 
Sachſen gbeburg 9 en und ze, um fo mehr, als 


achſeng Miniſterien der Finanz Bei 
tn il ben Derkien graben und” akne Ange 
lich ber Zoll⸗ und Handelseinigung mit Def . im Intereffe 
dees materiellen Wohls der Staatsangehörigen ſtets den gleichen 
Prinzipien ausgegangen ſind.“ =>. 
Die „Au 


lein fogenannter Bundesbeſchluß. N 
Atg.“ dringt ein wichtiges Aktenſtück. Der mebrerwähnte 
Beſchluß der Bunbesverfammlung vom 28. Dede 
ber die Otmützer Punktatſon lautet vollſtändig: „Der 
Bundestag glaubt von einem Antrag auf ausdrückliche Ge 
migung der Olmützer Punktationen Umgang zu nehmen 
u zu follen ?) und beſchließt: Die Bundesderſammlung, 
gierügecdter Würdigung der von der kaiſerlich öſterreichiſchen Re: 
thanen Erhaltung des Friedens in dem deutſchen Bund ge⸗ 
Vorbeh „ertheilt dem kaiſerlichen Präſidialhof, unter 
h ler Zuſtändigkeit und Rechte ber Bundes: 
Verſammtu 
mützer Punktatiog Vollmacht um dle Regelung der in der Ol⸗ 
der Bundesgefe genannten Angeltgenheiten nach eee 
bereite vorliegenden? der in dieſen Angelegenheiten 
D Bundesbeſchlüſſe herbeizuführen. 
de Bundesverſammlung Peicht dabei hinfichtlich des 9 4 der 
Sorten Gonventton ihre Er dahin aus, daß die in den 
resdener Miniſterial Konferenzen gefaßt werdenden Beſchlüſſe, 


ren 
ve 


Joſeph Stupp. 


auf ihn gefallenen Wahl 


desrechte zu ſammeln 


braunſchweigſche Gebiet? 


nants Baron v. Legeditſch, 


‚Bataillon auf 500 Mann gebracht wird, 


in den Einzelſtaaten 


ſo weit ſie zur Kompetenz der oberſten Bundesbehörde ſich eignen, 
der Bundesverſammlung vorgelegt werden, um im 
bundesverfaſſungsmäßigen Wege zu Bundesgeſetzen 
erhoben zu werden.“ f 

* * Kaſſel, 8. Januar. [Tages bericht.] Heute vor 
zwanzig Jahren, zur Stunde wo ich jetzt ſchreibe, verkün⸗ 
dete der Donner der Geſchütze und der laute Jubelruf des Vol⸗ 
kes das Erſcheinen der Verfaſſung, und heute haben wir 
die traurige Pflicht, in das Buch der Geſchichte einzutragen, 
daß die letzte Behörde des Landes, welche an dieſer heilig bes 
ſchworenen Verfaſſung feſthielt, der Gewalt hat weichen müſ⸗ 
fen. Der Stadtratch hat die Erklärung abgegeben, daß er 
in dem Bereiche ſeiner Wirkſamkeit, den Septem⸗ 
ber⸗Verordnungen Folge leiſten wolle. Der Jahrestag 
der Verkündigung, der Verfaſſung bezeichnet nunmehr den Steg 
des Abſolutismus! Man feiert ihn auf eine würdige Weiſe. 
Gensdarmen holen bei den Offizieren der Bürgerwehr die De⸗ 
gen ab und bei den Bürgerwehrmännern, welche die Gewehr 


nicht abgeliefert haben, die Gewehre. — Die öſterreichiſchen 
Truppen rücken jeden Mittag, unter ein und denſelben Förm⸗ 
lichkeiten, ein und marſchiren Tags darauf wieder ab. 

Aus dem Göttingenſchen, 7. Jan. [Der Einmaeſch, 


der Oeſterreicher.] Heute morgen um 10 Uhr war der vec⸗ 
hängnißvolle Augenblick, wo die erſte Colonne der Oeſter⸗ 
rei e unter ungeheurem Getrommel bei Landwehrhagen 
die hannoverſche Grenze überſchritt! Nur immer langſam voran 
— heute bleibt ſie in Münden und Umgegend, den folgenden 


Tag in und bei Göttingen — und wie wird es dann, mit dem 


einſt angeblich von Preußen garantirten Nichteinlaß =. das 
(8. f. N.) 
Hannover, 8. Januar. [Der Durchmarſch.] Das 
k. k. Armee ⸗Corps unter dem Befehle des, Feldmarſchall⸗Lieute⸗ 
welches einen Theil der nach 
Holſtein beſtimmten Bundes⸗Exekutions⸗ Truppen bildet, 
hat feinen Durch marſch durch das hieſige Land begonnen. — 
Eine Kolonne des Armes Corps, marſchirt über ünben, 
Göttingen, Nordheim, Einbeck, Alfeld nach Hildes⸗ 


heim, um von dort auf der Eiſenbahn weiter zu gehen. Die 
erſte Abtheilung dieſer Kolonne iſt geſtern in Münden einge⸗ 


troffen und wird Hildesheim am I2ten d. M. erreichen. — 
Eine andere Kolonne marſchirt über Hönten und Holzmin⸗ 
den auf Alfeld und Hildesheim, woſelbſt die Durchmärſche 
bis zum 20. Januar dauern werden. — Die Kavalerie wird 
von Einbeck aus über Brüggen und Pattenſen nach Hannover 
marfchiren, woſelbſt die erſte Abtheilung am 17. Januar eintrifft. 
8 (Hannov. 3.) 
Hannvver, 8. Januar. [Prinz Friedrich von en 
fen. — Mitteärifches,) Seine koͤnigliche Hoheit der Prinz 
Friedrich von Preußen if von Berlin hierfelbſt eingetroffen 
und im königlichen Palais abgestiegen. 5 
Hannoverſcher Seits wird, wie wir hören, eine In fante⸗ 
riebrigade von zwei Regimentern — dem 4. und 5. Re: 
giment — in der Art mobil gemacht werden, daß jedes 
Dieſe Truppen ſol⸗ 
len zunächſt dazu verwandt werden, um einestheils die Elbe⸗ 
übergänge bis Glückſtadt gegenüber, anderntheils aber auch 


um das Terrain bis Lüneburg zu beſetzen. Auch von Celle 


werden, wie wir hören, für die Dauer des öſterreichiſchen Durch⸗ 
marſches, Truppen nach Hildesheim beordert werden. Die öfter: 


27,000 Thlr. abgeſchloſſen. (Nl. Z.) 


4³ 


* haben mit Er ? chen * 
Saher behufs Beförderung von en x N Aer 


— — 


Kommiſſare von Hamburg, aus mit unſeren Behörden darüber 
in Unterhandlung getreten ſind, es möge vor ihrer Ankunft Mi⸗ 
litär zu ihrem Schutze hier garniſoniren. Ihr längeres Verweis 
len in Hamburg muß zum Theil dieſem Umſtande zugeſchrieben 
werden. Es wurde ihnen gewillfahrt. Wie überflüſſig indeſſen 
dieſe Maßregel iſt, davon mögen fie ſich fetzt ſelbſt Mberpeugt 
haben. Man kann das Militär beſſer auf dem Felde gebrau⸗ 
chen, wo, vielleicht ſelbſt während der Anweſenheit 
des Kommiſſariats, baldigſt Exeigniſſe ſich entwik⸗ 
keln werden. 

Ein geſtriger Armeebefehl macht bekannt, daß 3 Offizier, be⸗ 
zuͤglich 1 zu 10 und 2 zu 5 Tagen ſtrengem Feſtungsarreſt 
verurtheilt find, weil fie eine un begründete Klage gegen ihren 
Bataillonschef eingebracht; unter ihnen befindet ſich auch der 
Pr.⸗Lieutenant Drigalsky; 8 5 

(Gegen 4 Uhr.) um 12 Uhr ſind die Statthalter mit 
Extrazug nach Rendsburg gefahren, um, wie man ſagt, dem 
Ober⸗Genekal das Reſultat der Konferenz, bezüglich die Ordre, 
unſere Truppen über die Eider zurückzuziehen, zu überbringen. 
Es iſt jedoch nur ein Gerücht, wie dies auch die Kunde iſt, 
daß bei Wittenſee die Blockhäuser bereits abgebrochen werden. 

Wir unterdrücken auch nicht das allgemeine Stadtgeſpräch, 
welchem zufolge die Statthalterſchaft in die kommiſſariſchen 
Vorſchläge eingegangen ſei, nur wollte ſie die ſchleswiger deut⸗ 


ſchen Beamten wieder eingeſetzt haben, worauf die Kommiſſarien 
geantwortet, daß zumal Schleswigs innere Verhältniſſe nicht in 
ihre Aufgabe fallen. 8 
Aus guter Quelle hören wir, daß die Kommiſſarien eine Pro⸗ 
kla mation an die Sie 


1 mitgebracht, des Inhalts: 
bedauerten, daß die Holſteiner 1848 durch Anregung Deutſch⸗ 
lands in die jetzige Lage gekommen find. Der Bundes beſchluß 
vom 17. September 1846. follte aufrecht erhalten, die Rechte 
Holſteins gewahrt werden und ſie rechnen es ſich zur Ehre, bei 
einem ſo beſonnenen und edlen Volksſtamme, wie wir ſind, als 
Friedensvermittler zu erſcheinen u. ſ. w. Die Proklamation 
iſt nichtsſagend, und wir zweifeln, ob fie erſcheinen wird, da 
die Statthalterſchaft, ſo lange das Ruder in ihren Händen iſt, 
von keinerlei Seite zum Volke geredet haben will. 

Die Miſſion der Kommiſſare iſt, wie der Hamb. Corr. mel: 
det, keineswegs politiſcher, ſondern nur militärifher Natur. 
Wenn der Zweck ihrer Sendung, Reduktion der Armee und 


Zurückziehen derſelben dieſſeits der Eider, erreicht iſt, fo werden 
ſie uns verlaſſen, und allem Anſchein nach dürfte die Statthal⸗ 


terſchaft fürs Erſte fortregieren. 
Oeſterreich. 
N. B. Wien, 9. Januar. [Tagesbericht.] Die Wre⸗ 
ner Zeitung giebt das Budget für das Rechnungs⸗ 
Halbjahr November 1849 bis April 1850. Geſammteinnahme 


92% Millionen, Ausgaben 120 ½ Millionen, Defizit etwas Mann, möge er noch fo, berühmt fein, 


\  ür, die Orleaniſten und Legitimiſten 


über 36%/, Millionen. — Das öſterreichiſche Münz⸗ 
weſen wird in der Art regulirt, daß es ſich dem preußiſchen 


Mluzfuße anſchließen kann. — Der deutfhe Freihan⸗ Anben die Ausſicht offen läßt, ihren Mann als den rechten 


anzubringen. Man hat eingeſehen, daß ſich die 


delsverein wied nächſtens feinen Kongreß hier eröffnen. — 
Das geſtern veröffentlichte Quartal⸗Staats⸗Budget machte 
in Bezug auf Ungarn und ſeine Nebenländer einen betrüben⸗ 
den Eindruck im Publikum. Man ſieht daraus, daß vor der 
Revolution für die Centrallaſten des Kaiſerſtaates aus Ungarn 
und deſſen Nebenlaͤndern mehr als 5 Millionen Fl. eingeliefert 


urden und daß jetzt i eſammtſumme nur 88,000 Fl. beige⸗ 
Moore wurd * a ker vn rgantfarton Ungarns 5 
auf die übrigen Kronländer, 


(Börfe.] Das Gerücht, daß die Bankdirektion heute in 


[Die frühere deutſche Politik Preußens.] Die Spen. : . : 
Zig, ſagt: „Den chemaligen hannoverſchen Minister Stüve Korpore ihre Stelle niedergelegt habe, fand vielfache Be⸗ 
ſcheint nunmehr daſſelbe geiftige Loos ereilen, wie ſchon frü⸗ ſtätigung, aber es brachte gar keinen Eindruck hervor, da die 


her den ehemaligen württembergiſchen Römer. 


gäſten, die beiden Statthalter, fämmtliche Miniſter, Kammer⸗ 


Bankdirektion der Finanzverwaltung gegenüber ihre Selbſtſtaͤn⸗ 
Roi digkeit zum Opfer brachte, kann ihr Rücktritt keine ſchlimmen 
Folgen haben, er immer nachfolgt, der wird, bei gleichen 
Umſtänden, in dieſelben Fußtapfen treten, oder von vornherein 


Die Courſe 


Im Kath. Bl. a. M. wird erzaͤhlt: Gleichwie bald durch 
die gemeinſamen Beſtrebungen aller katholiſchen Mächte die ge⸗ 
heiligten Stellen des gelobten Landes in den ausſchließenden 
Beſitz derſelben zurückkehren werden, ebenſo dürfte auch die hiſto⸗ 
riſche Würdigung der Kreuzzüge einen abermaligen Auf⸗ 
ſchwung durch die Reſtaurirung des Ordens der „Chevaliers 
militaires et hospitaliers du Saint. Sepulere“ 
erhalten, deſſen bisher von dem dortigen General⸗Abte der Fran⸗ 
ziskaner verwaltete Großmeiſterswuͤrde, wie man erfährt, nun: 
mehr auf Se. Heiligkeit den Papſt übertragen werden wird. 
Ein jedes katholiſche Land ſoll einen Großprior wo miglich 
aus den Prinzen des regierenden Hauſes erhalten. Die bis⸗ 
herige einzige Ritterklaſſe wird in drei Klaſſen, als Großkreuze, 
Comthure und einfache Ritter zerfallen, welche unter andern 
durchaus nur religiöſen Verpflichtungen ſich zu dem wohl ſehr 
beſcheidenen Beitrage eines Minimums von 20 Franken per 
Jahr erklären muͤſſen, falls ein ſolcher zur beſſern Dotation der 
Miſſionen, Hoſpize und Kirchen ſich als nothwendig barftellen 
ſollte. Die Dekoration iſt ein rothes Kreuz am ſchwarzen 
Bande. — Man vernimmt, daß Oeſterreich, alsbald nach 
Uebernahme der Großmeiſterswürde durch den Papſt, der Ver⸗ 
breitung jenes Ordens in den k. k. Staaten durchaus kein Hin⸗ 
derniß in den Weg legen werde. 8 

Die letzten Reſte der Emigration von Schumla 
trafen am 24. Dezbr. in Konſtantinopel ein. Die Regie⸗ 
rung hat auch für dieſe geſorgt. Sie werden nicht nur nach 
England übergeſchifft und während der Dauer der Reiſe verpflegt, 


dem Beide aus der Regierung geſchieden, bedauern ſte, Ange⸗ 
ſichts des Ganges der Dinge in Deutſchland, auf das Ernſt⸗ 
lichſte, ſich der früheren deutſchen Politik Preußens entgegenge⸗ 
ſtellt und dieſe dadurch zum Wanken genöthigt zu haben. Herr 
Stüve tagt jetzt über dieſes Bedauern mit Osnabrücker Freun⸗ 
den, und beabſichtigt, eine warnende Denkſchrift zu erlaſſen — 
zu ſpaͤt! Der Gang der Dinge muß jetzt andere Dinge zur Aus⸗ 
heilung der Wunden herbeiführen, die Hr. Stüve im Intereſſe 
Deutſchlands ſo energiſch ſchlagen half.“ 
rt, 6. Januar. Der aus den in Stuttgart ans 
weſenden Mitgliedern, den HH. Schoder, Rödinger, Stock⸗ 
maper, Moritz Mohl, Fetzer, A. Seeger und Tafel be: 
ſtehende Ausſchuß der am 6. November v. J. aufgelöften Lan⸗ 
desverſammlung proteſtirt in einem dem neueſten Beobachter 
beigelegten, und wie es ſcheint, mit Beſchlag belegten Druckblatte 
gegen die Preß⸗ und Steuerordonnanzen der Staatsregierung. 
1 5 (W. 3.) 
Karlsruhe, 6. Januar: Das großherzogl. Regierungsblatt 
vom 4. Januar enthält das Geſetz, die Bewilligung von Unter: 
ſtützungsbeiträgen für diejenigen Unteroffiziere und Soldaten der 
königlich preußiſchen oder anderen Bundestruppen betreffend, 
welche durch Verwundungen verſtümmelt oder ſonſt ganz er⸗ 


werbsunfähig geworden find. — Heute Nachmittag um 3 Uhr 


iſt das zweite Bataillon des k, k. öſterreichiſchen Regiments Be: 


nedek auf der Eiſenbahn hier durchgekommen und nach kurzem 


Verweilen ſofort nach Raſtatt weiter gegangen. 


Schleswig: Holfteinifche Angelegenheiten. 

Kiel, 8. Januar. Das. erwähnte vorgeftrige Diner 
war von der Statthalterſchaft zu Ehren der Kommiſſarien 
veranſtaltet worden. Demſelben wohnten bei, außer den Ehren⸗ 


präſident Bargum und der Herzog von Auguſtenburg. Graf 
Reventlow brachte auf die Unzertrennlichkeit der Herzogthümer 
einen Toaſt aus, worauf die Kommifſarien anſtießen. 
Dieſe ſtellen wirklich auch die Forderung, daß Rendsburg bis 
zur Erledigung der Streitfrage, ob dieſe Feſtung zu Deutſchland 
oder zu Dänemark gehört, weder von uns noch von den Dänen, 
ſondern von den Oeſterreichern als ſolche deſetzt werden ſoll. 
Dieſe Zumuthung wird vielleicht von unſerer Seite, aber noch 
vielmehr von däniſcher auf großen Widerſtand ſtoßen. Webers 
haupt kann unſere deutſch⸗europaͤſſche Frage mit der Ankunft 
der preußiſch⸗öſterreichſſchen Kommiſſion noch lange nicht als er: 
ledigt angeſehen werden. Die Schwierigkeiten entwickeln ſich 
ben Diplomaten erſt immer, wenn ſie in die Lande der ſtreiten⸗ 
den Parteien ſelbſt kommen. Wir ſtehen noch nicht einmal am 
Ende des Anfangs. Schon ein früherer Staatsmann äußerte, 
daß die däniſch⸗deutſche Frage unlösbar fei, nur der Zuſammen⸗ 
Lurz des jetzigen europäſſchen Staatenſpſtems konne fie löſen. 
ie Diplomatie wird ſich an ihr den Kopf zerrennen. 
Ein der Militär zeigt wenig Luft, ſich entwaffnen zu laſſen. 
im ſelwencheer Bauernburſche des 1. Bataillons ſagt mir ſo eben 
n lafße ialekte, ehe ich mich von dem Oeſterreicher entwaff⸗ 
nt Holen doch meine Muskete vorher zeigen, daß fie von 
einem getragen wird. 

Hierzu Ache nun noch, daß England wirklich gegen 
das Vorrücken der Oeſterreicher bis zur Eider Pros 
teſt eingelegt hat. Man ſpricht in der ganzen Stadt 
hiervon mit ſolchet Deſttamtheit, daß Etwas daran fein muß. 
ger 77 x Augen des Landes ſich plötzlich auf 
en Bruderſtamm i land ri . olle i von d 
ein Retter in der Noth mie en n 5 

Die 2 Kompagnien des 9. Bataillons, welche am Tage der 
der Kommiſſion hier eingerückt find, follen, wie es 
heißt, nächſtens wieder ausrücken. Wir erfahren ſicher, daß die 


wegen Unſelbſtſtändigkeit der Situation zurücktreten. 
blieben faſt ohne Aenderung. 


Haft entlaſſen. Die 
die Verantwortlichkeit einer ſolchen Aufſicht von den Verhältniſſen 
ſich aufgedrungen ſah, ließ in ihren Vorſtellungen bei dem Wie: 
ner Kabinet nicht nach, bis endlich (durch die dahin zielende Ver⸗ 
mittelung Englands) die Freilaſſung der Internirten in Wien ge⸗ 


ſondern erhalten auch bei der Ausſchiffung jeder 250 Piaſter 
Handgeld. Auch das Schickſal der in Kiutahia Internirten iſt 


tſchieden und es werden dieſelben nächſtens bereits ihrer 
Pforte, welche nur ungern die Koſten und 


nehmigt wurde. 


Frankreich. 
> Paris, 7. Januar. [Tagesbericht.) Noch immer 


Zweifel und Ungewißheit! In dleſem Augenblicke (Abends 7 Uhr) 


hielt man Folgendes für wahrſcheinlich: 
Ehangapnier wird abgeſetzt; 
Die Miniſter Baroche, Fould und Nouher ven 
bleiben im Kab inet; 2 
Die Miniſter Parieu, Lahltte und Nomain⸗Des⸗ 
foffes gehen freiwillig; . 


ö Herrn Binea u wird, habe ich nicht vernommen. 
Das Bedeutungsvollſte bei alle Dem iſt ohne Zweifel din Ab⸗ 
ſetzung Changarniers. Dieſer Entſchluß ſcheint gewiß, und die 
Sprache der elifeeifchen Journale läßt faſt nicht mehr daran 
zweifeln. Allerdings hat die Haltung des Kommandanten en 
chef bei der Interpellation Bonaparte s Über die Inftruftionen 
an die Armee ihm vikte Sympathien entzogen. Man” fieht 
nämlich jetzt ein, daß der General bei der Beantwortung jener 
Interpellation mit den Worten geſpielt hat, und in fit Er⸗ 
klärung nicht ganz auftichtig geweſen iſt. Die von der „Pa: 
trie“ veröffentlichten Instruktionen unterzeichnet von dem Gene: 
ral Refbelt, der fie mündlich und direkt vom General Chan⸗ 
garnier erhalten zu haben erklärte, ſind nicht desavouirt wor⸗ 
den. Hätte General Reibell Unwahrheiten angegeben, fo wäre 


Konſtituante Platz machen. 


er ſicher beſtraft worden. Es muß e 
daß die von der „Patrie“ veröffentlichten Inſtruktionen von dem 
Kommandanten en, chef in der That mündlich an den Brigade⸗ 
General erthellt worden ſind, und es iſt ſchwer zu be Ph wi 
Changarnier ihnen ein, ſo Entegorifches, Dementi auf der Tribüne, 
geben konnte. Er hatte jene Inſteuktionen freilich nicht unters 
zeichnet, aber ſie doch mündlich an den, untergeordneten. Gene 
tal ertheilt, der Me an feinen, Statt rsdigiet und unterzeichnet 
hat. Die Eckläcungen Changarniers vor der Nationäl⸗Verſamm⸗ 
lung beruhten demnach nur auf einer Zweideutigkeit. Ge⸗ 
gegen Abend zitkulſtte war das Gerücht: Generall Reibell habe, 
eine Erklärung an die Jeurnale geſchickt, daß er die bezüglichen 
Juſtruktionen nicht von dem General Changarnier- erhalten. hätte, 
doch iſt dies vorläufig nichts mehr als Gerücht. 

Wie dem nun ſei, die Abſetzung u daten ſcheint bes; 
ſchloſſen und man male daß die Linke darauf eingehen werde, 
den General gegen das Eipſte in Schutz zu nehmen. Die Linke 
will allerdings die Prädominanz, der parlamentariſchen Gewalt 
über die Exekutive ſicher ſtellen, aber nicht um Vortheile Chan⸗ 
garniers. Es könnte alfo dahin kemmen, daß die Verwickelun⸗ 
gen einen dem Elpſce günſtigen Ausgang nehmen. 

Andererſeits wird in dieſem Augenblicke an einer ußerſt, 
wichtigen Allianz für die Organiſation der Zukunft gear⸗ 
beitet. Wie mir verſichert wird, iſt die Niederlage des Ka⸗ 
binets das erſte Reſultat einer quasi - Koalitian, welche 
ſich zwiſchen den Chefs der Orleaniſten, Legitimiſten, ge⸗ 
mäßigten Republikaner und derjenigen Montagnards zu bilden 
anfängt, welche „praktiſch“ ſein wollen. Dieſe Parteien ſollen 
entſchloſſen ſein, mit Beſeitigung aller perſönlichen Differenzen 
aus der Vergangenheit in Zukunft gemeinſchaftlich zu handeln, 
und auf konſtitutionellem Wege die Verfaſſungsreviſion 
herbeizuführen. Man werde ſich demgemäß anſtrengen, die für 
die Reviſion nothwendige Majorität von drei Viertel der Ver⸗ 
ſammlung zu gewinnen, und die Legislative wird einer neuen 
Die in die Konſtituante wie⸗ 


der gewählten Repräſentanten wollen alsdann ihren ganzen 


Einfluß drauf anwenden, um bei der. Reviſton der Ver⸗ 


faſſung die Beſtimmung 


ug daß die franzöſiſche 
ubli 


Republik eine Republik ohne Präſidenten werde. 


Der. Präſidentſchaft fol ein Direktorium folgen, und die 


| 


es ſich darum handelt, einen Chef zu ernennen, 


1 


D 


wie geſtern. 


inge mögen alsdann fo lange geben, wie e eben geht. 

Dieſer Plan ſchmeichelt allen Parteien, 

Für die Republikaner aller Nugncen iſt er die Or aniſation 
der Republik mit einer neuen Garantie: die Unmöglichkeit der 
Wiederkehr eines Prinzen zu der höchſten Leitung des Staats. 
Denn die Anhänger des allgemeinen Stimmrechts haben nicht 
ohne Verdruß eingeſehen, daß die Stimme des Landes, wenn 
ſich immer weit 
lieber auf einen „Prinzen“ richtet, als auf irgend einen anderen 


hat ein Direktorium das 
Gute, daß es den „Mann“ beſeitigt, und den Einen wie den 


Monk's nicht 
ſo leicht finden, und will um keinen Preis mehr einen kleinen 
Cromwell haben. Daher die allgemeine Neigung, eine Kombis 
nation zu unterſtützen, die alle Rechte vorbehält. 

Die Nachricht von dem entſchiedenen Willen des Elpſee, Chan: 
garnier abzusetzen, hat die National⸗Verſammlung in große Aufs 
80 verſetzt. In dem Konferenzſaal ſieht man zahlreiche und 
e Gruppen; ihre Haltung iſt nicht mehr fo, entfi 2 
Sämmtliche Fraktionen halten heute Abend außer⸗ 
ordentliche Sitzungen, um über die Mittel zu berathen, welche 


gegen die Eventualitäten eines 18. Brumaire zu ergreifen find. 


Eine Kommiſſion von 12 Mitgliedern, von denen 4 der Reunion 
Mols, 4 der Reunion der rue des Pyramides und 4 der 
Reunion des rue de Rivoli angehören, hat ſich bereits konſti⸗ 
tuirt und hält in einem Bureau der Nat.⸗Verſammlung, unter 
der Präſidentſchaft des Hrn, v. Broglie, ihre Sitzungen, um 
für den Schutz der nationalen Repräſentation Sorge zu tragen. 

Die Börſe hatte heute eine kleine Hauſſe. Die elyſeeiſchen 
Organe unterlaſſen nicht, dieſes Steigen dem Gerüchte beizule⸗ 
gen, daß das Elnſee mit Entſchiedenheit gegen Changarnier aufs 
treten werde. Allein, die „Patrie“ ſelbſt giebt zu, daß ein 
Diskonto von 100,000 Fr. Öprozentiger Rente und zahlreiche 
Baarzahlungen weit mehr auf das Steigen gewirkt haben, als 
alle Gerüchte. \ i 


Provinzial- Zeitung. 


7 Breslau, 10. Januar. (Polizeiliche Nachrichten.] 
Am 27. v. Mts. des Nachmittags hatten ſich vier Knaben in 
der Nähe der Ufergaſſe auf die noch morſche Eisdecke der 
Oder begeben, was zur Folge hatte, daß fie einbrachen. Der 
12 Jahr alte Sohn des Cafetiers Kottwitz ſah dieſes, eilte 
hinzu und es gelang ihm, vom Ufer aus die Knaben zu retten. 

Am heutigen Morgen brachte ſich ein Tage arbeiter mittelſt 
eines Meſſers mehrere Schnittwunden am Halſe und zwar 
deshalb bei, weil er einen ſechs wöchentlichen Strafarreſt 
erleiden ſollte. N i 

Am 8. d. ließ ein Reiſender feinen Schoppenpelz, 50 Thlr. 
an Werth, am oberſchleſiſchen Bahnhofe in einer Droſchke 
liegen, nachdem er zuvor den Führer der Droſchke erſucht hatte, 
auf die im Wagen liegenden Sachen zu achten, was dieſer auch 
verſprach. Als der Reiſende nach der Droſchke zurũ 
war der Pelz verſchwunden und der Kutſcher will Niemanden 


am Wagen bemerkt haben. f 

In dem Zeitraume vom 1. Desbe. bis incl. 28, Bahr v. J. 
find 33 1 Individuen (excl. des Beſtandes vom 30. Nopbr. von 

32 Perſonen) polizeilich verhaftet worden, und zwar: 
wegen Diebſtahl, Diebſtahls⸗ Verdacht, = 
Aae und Ankauf geſtohlenen 
u + * * „ * * * * „ 
wegen Betrug . . » 
wegen Widerſetzlichkeit 


en. 12 welbl. 


nete der Obrigk eie . 2 „ 
wegen Exzeß 06 "Ya 5 bi 2 n 2 5 
wegen Betteln r ” 26 " 


wegen körperlicher Verletzung and 
Kſonet . * — 
wegen boshafter Beschädigung fremden 


Eigenthums 4 En 3 
wegen quartierloſem ben chtigen 


en 


j algen gunttierlf, 4 „ ” 
wegen rũ 9 en Herums 
2 und lüderlichem Lebenswandel 40 „ 83 „ 


In Summa 197 männl. 144 weibl 
Dr — freien Fuß geſtellt 3 ag 
7 n * * * [2 * * 77 x 177 
— * * * * “ * = * 10 0 —, n 
an verſchiedene Behörden abgeliefert > 87 2 57 a 
n Summa 191 männl, 131 weis 4 


—mens „BR 

Breslau, 3. Jan. [In der Krankenanſtalt des bie 
ſigen Eliſabetiner⸗Jungfrauenkloſters] find nach Aus: 
weis des vorliegenden Jahresberichts im Jahre 1890 zu den 68 
im Beſtande verbliebenen 1206 arme Kranke weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts zur völlig unentgeltlichen Pflege aufgenommen worden. 
Von diefen 1274 berpflegten Kranken frden nur 48, fo daß 


\ 


im Durchſchnitt nur die 28, und wenn bie 7, welche innerhalb 
der erſten 24 Stunden nach ihrer Aufnahme geſtorben ſind, 
außer Antechnung kommen, nur die 33. Kranke ſtarb, was als 
ein höchſt günſtiges Reſultat der ſorgſamſten Pflege betrachtet 
werden muß. — Von den 1206 neu Aufgenommenen waren 
733 katholiſcher, 472 evangeliſcher und 1 jüdifcher Religion. — 
An Speifen wurden vertheilt 29,276 Tagportionen (beftehend 
aus Frühſtückſuppe, Mittag⸗ und Abendeſſen), ſo daß jede Kranke 
im Durchſchnitt 21 Portionen erhielt, oder 21 Tage verpflegt 
wurde, ein Verhältniß, welches beim weiblichen Geſchlecht ſach⸗ 
gemäß iſt, wenn die Geneſenden nicht zu früh entlaſſen werden 
follen. — Außerdem wurden als nur abs und zugehende, größ⸗ 
tentheils an äußern Schäden leidende Kranke 690 angenommen, 
ſo daß 1964 Perſonen in der ſegensreichen Anſtalt die erſehnte 
Hilfe gefunden haben. — Von den in den Krankenſälen vers 
pflegten 1274 Perſonen wurden 1112 als geheilt, 35 als erleichtert, 
und nur 4 als ungeheilt entlaſſen, fo daß nach Abrechnung der 45 
Geſtorbenen 78 Kranke im Beſtande verblieben ſind. — Wie ſehr 
die ſorgſame, liebevolle und zweckmäßige Pflege, welche den Kran⸗ 
ken in dieſer Anſtalt gewährt wird, in der Oeffentlichkeit gebüh⸗ 


rende Anerkennung findet, beweiſt einerſeits der große Zudrang! 


der Armen, welche hier in ihrer Noth Aufnahme ſuchen, und 
andererſeits die erfreuliche Theilnahme der Wohlhabenderen, 
welche durch Legate und Geſchenke die nöthigen Mittel zu er⸗ 
weiterter Wirkſamkeit darbieten. Der Zudeang von Kranken 
aus der Stadt Breslau und allen Theilen der Provinz iſt ſo 
groß, daß alle' vorhandenen Betten, deren Zahl gewöhnlich 75 
überſteigt, ſtets belegt ſind, und daher ſofortige Aufnahme 
neuer Kranken in der Regel gar nicht ſtattfinden kann, ſondern 
erſt eine Auweldung zum Zwecke der näheren Beſtimmung der 
Zeit der Aufnahme vorangehen muß. An Vermächtniſſen wur⸗ 
den 1700 Thlr. zur Stiftung eines neuen Krankenbettes und 
über 600 Thaler als Legate insgemein eingezahlt. — Möge 
dieſe ſegensreich wirkende Kranken⸗Anſtalt ſich mehr und mehr 
erweitern. (Schl. K.⸗Bl.) 


Breslau, 10. Januar. [Theater.] Geſtern zum erſten 
Male: Alle ſpekuliren, Luſtſpiel in 5 Akten von R. Bürks 
ner und M. Ring. 

Ich kann mich über dieſes neueſte Produkt der zwei einheimi⸗ 
ſchen Dichter ſehr kurz faſſen, denn ihr Luſtſpiel tritt ſehr harm⸗ 
los auf. Frei von politiſchen Tendenzen und Anſpielungen, iſt 
das Ganze auf eine momentane Unterhaltung berechnet, und da 
es dieſe, wie der Erfolg gezeigt hat, in der That gewährt, fo 
kann man es nur mit Dank hinnehmen. Die beiden Verfaſſer wiſ⸗ 
fen es ſehr wohl, daß zu einem Luſtſpiel von tiefer und nach⸗ 
haltiger Wirkung ein weit größerer Aufwand von Humor und 
namentlich viel mehr charakteriſtiſches Detail nothwendig iſt, als 
wir in „Alle ſpekuliren“ antreffen. Allein das Bebürfniß der 
Bühnen nach Novitäten iſt dringend, und die Spekulation der 
beiden Verfaſſer auf dieſes Bedürfniß kann von dem Publikum 
nur mit Beifall aufgenommen werden. 

Die Hauptfigur des Stückes (Makler Bernhard) fand in Hrn. 
Görner einen Repräſentanten, wie ihn die Dichter gewiß nicht 
beſſer wünſchen konnten. Der treffliche Schauspieler hat feine 
allerdings dankbare Rolle auf das Gelungenſte auszubeuten ver: 


ſtanden, und das Publikum in die heiterſte Laune verſetzt. Die 
andern Mitſpielenden wirkten ihren Rollen angemeſſen. 
Die Aufnahme des Stückes war eine äußerft beifällige. Hr. 


Görner wurde nach dem 3. und 4. Akte gerufen und am Schtuffl 
nochmals mit „Allen.“ ; M. K. 


Görlitz, 9. Januar. (Schwurgertchtsſitzungen.] In der 
eſtrigen 1 en 2 0 
851 unter Borjig des Kreisgerichisdirektor König als Präſidenten ge⸗ 

ſchloſſen. 177 eiſptele anderer Korreſpondenten Ihrer Zeitung fol 
gend, gebe ich Ihnen hiermit eine kurze Zuſammenſtellung der 
dorgekommenen Fälle. In der Morgenfigung vom 6. Januar wurde 
eine Anklage über 2ten gewaltſamen Diebftapl in bewohnten Gebäuden 
gegen den Tagearbeiter Setler aus Lodenau, Rothenb. Kr., verhan⸗ 

delt, welche mit Freiſprechung ſchloß. In der Nachmittagsſitzung dage 
en, ward der Tagearbeiter Seit ert aus Gablenz bei Muskau, wel⸗ 
her deſſelben Verbrechens beſchuldigt ward, zu 10 Jahr Zuchthaus, 
welteren 10 Jahren polizeilicher Aufſicht, Verluſt der Nationalkokarde 
und den Koſten verurtheilt. In der Sitzung vom 7. Januar kam nur 
eine Anklage zur Verhandlung. Der Angeklagte war der ehemalige 

Poſtexpediteur Albrecht 15 enzig. Er wurde der Veruntreuung 
einer Summe von 231 Thlr. 4 Sgr. 9 Pf. für e und 

in Folge deſſen vom Gerichtshofe zur Amtsenkſetzung, Unfähigkeit fer⸗ 
nerhin öffentliche Aemter zu bekleiden, zum Verluft der Nationalkokarde, 
einer Geldbuße von 695 Thlr. 23 Sgr. 8 Pf., 1½ Jahr Feſtungsar⸗ 
reſt, im Unvermögensfalle zu einer Verlängerung derſelben um 1 Jahr 
und den Koſten verurtheilt. In der ar vom 8. Januar wurde 
der Tagearbeiter Figula, gewöhnlich Trinks genannt, aus Berg bei 

Muskau, des verſuchten Todtſchlages an dem Tagearbeiter Herrmann 
aus Gablenz bei Muskau für ſchuldig beſunden, und zu 5 Jahr Zucht⸗ 
haus, p wie . van: Gerichtöhofe verurtheilt, Da ein ande⸗ 
rer Fall, wegen vierten Diebſtahls, in Ermangelung eines vorgeforder⸗ 

ten Entlaſtungszeugen bis zur nächſten Sitzungsperiode daſche en wer⸗ 
den mußte, endete die bei verſchloſſenen Thüren ſtattfindende Verhand⸗ 

lung wieder den Schneidergeſellen Wieſenhütter von hier, wegen 
begangener Nothzucht an einem Mädchen unter 12 Jahren die dies ma. 
ligen Aſſiſen. Ver Angeklagte wurde dieſes abſcheulichen Verbrechens 
von ben Geſchworenen für ſchuldig erachtet, und in Folge deſſen vom 

Gerichtshofe zu 7 Jahr Zuchthaus und Verluſt der Nationackokarde, jo 

wie Erſtattung der Koſten verurtheilt. 


Mannigfaltiges. 


— (Breslau, 10 Jan.) Unſer Landsmann Herr Harrwitz bat 
am 23. Dezbr. v. J. in London wieder eine Probe ſeincs außerordent 
lichen Genies im Schachſpiel gegeben. Derſelbe fpielte auf einmal 3 

artien blind. Die erſte Partie dauerte 5 Stunden, die zweite 5% 

tunde und die dritte 6 Stunden. Er N fie ſammtlich. 

— (Altenburg, 5. Jan.) Geſtern ſcüh ſtarb unſer Generalſupe⸗ 
rintendent Dr. theol. Fritſche; ein harter Verluſt für unſere vaterlän⸗ 
diſche Kirche, beſonderd in der gegenwärtigen Zeit, wo biefelbe Halter 
und Vertheidiger bedarf, die, wie Fritſche, voll Begeiſterung und heili⸗ 

en Eifers für ihre Sache und voll Theilnahme und Gerechtigkeit für 

re Diener find, Er predigte zum letztenmale am Reformationsfeſt, 
wo er einen ungewöhnlichen Eindruck auf ſeine * 3 


ſchaft machte. 5 (D. A. 3.) 
— Ein partfer Mechanikus glaubt endlich das vielfach verjuchte 
roblem einer Schriſtſatzmaſchine gelöſt zu baben. Mit feiner Er⸗ 
dung, für die er ein Patent genommen hat, und die er in London 

ausſtellen will, fol der, Schriftſetzer im Stande fein, in derſelben Zeit 
ehnmal ſo viel Satz zu liefern, als mit dem gewöhnlichen Schriſtka⸗ 
en. Das Syſtem weicht ganz von dem bisher verſuchten (z. B. der 

Maſchine mit einer Klaviatur) ab, und ift überhaupt weniger eine Ma⸗ 

ſchine als ein eigenthümlich eingerichteter Setzkaſten, in dem ſich die 

für ein Tagewerk nöthigen Lettern (64,000 von vier verſchiedenen 

Schriftarten) befinden, und mittelſt deren 10,000 Lettern in 1 Stunde 

geſetzt, ſuſtirt und interlintirt werden können, ohne daß der Setzer ſei⸗ 

— — zu verändern braucht. Der Erfinder win 15 Jabre an die- 

em . 


ee eee 
— Zu Serain der Kohlengrube de la vieille Marie Haye fand 
in Sonnabend Nacht ein ſchrecliches Unglück ſtatt. Die Höfen 


Wetter zündeten, wodurch 5 Arbeiter Ibeen Tod fanden, und 16 Arbei. 
ter mehr oder minder ſchwer verwundet wurden. 

— J Von Aleppo iſt die Nachricht angelangt, daß General Bem 
dort mit Tode abgegangen ſei. Derſelbe verſchled am 10. v. Mis. in 
— * eines kurzen Uebelbefindens fieberhafter Natur; wobet er nur ein 

al auf den einſtimmigen Rath mehrerer berbeigerufener Aerzte, ſich 
be en lief, Medizin zu nehmen. Man will eden dem Umſtande, daß 
er ſich anfanglich hartnäckig gegen die Anwendung jedes Mittels erklärte, 
den tödlichen Ausgang einer Krankheit zuſchteiben, 90 rechtzeiti⸗ 

en Arzneigebrau 12 gehoben werden können. — Jede Reform und 
erbeſſerung, welche im Intereſſe ihres Fortſchrittes der türkiſchen Armee 
gewünſcht werden konnte, ſchien der alte kampfgeübte General wohl 
vor Allem vom al beſtimmt, mit der Zeit ins Leben zu rufen 


und zweckmäßig einzuleiten, weshalb fein Tod mit Recht als ein Ver⸗ 
luſt für die Türket üngefehen —.— un In dieſer Weiſe wurde 
auch die Kunde ſeines Todes dei Name 


Kol aufgenommen, wo Bems 


und Ruf große Geltung hatte. Der Sultan ſelbſt äußerte bei Gele ⸗ 


Druck und Verlag von Graf, Barth u. Comp. 


wurde die erſte Schwurgerichtsperiode für das Jahr 


konſtitutionelle Bürger: 


genheiten ſeine Zufriedenheit, einen Ku Führer für feine Trup⸗ 
en zu befigen, und nach aller Wahrſcheinlichkeit wäre Bem zu den 
dchſten militäriſchen Rangſtufen und zu weſentlichem Einfluß auf die 
Geſchicke des ottomaniſchen Reiches mit der Zeit gelangt. 7 


Handel, Gewerbe und Ackerban. 


5 Breslau, 9. Januar. [Kaufmänniſcher Wen In der 
heutigen Verſammlung wurde der Jahresbericht über die Thätigkeit des 


Vereins vorgetragen, der Kaſſtrer tdeilte den Kaſſenbericht mit, welcher 
Fr. K. J. 2. F. 13. I. 6½. J. LIV. 


ein dan günſtiges Reſultat ergab, und am Schluſſe der Sitzung wurde 
die ſtatutenmäßige Neuwahl des Vorſtandes vollzogen. Der Ausſchuß 
blieb in feiner bisherigen Zuſammenſetzung. 

Hr. Scheurich, welchem die Verwaltung der Kaſſe während des 
abgelaufenen Jahres anvertraut war, lieferte eine Ueberſicht ſämmtlicher 
256 Tr, und Ausgaben. Die Summa der ——ů— betrug circa 
466 Thlr., die der letzteren 271 Thlr., fo daß nach Abzug eintger noch 
rückſtändigen Leiſtungen ein Baarbeſtand von ungefähr 180 Thlr. vor⸗ 
banden wäre. Die Verſammlung beſchloß, daß die Art der verzinsli⸗ 
gen Anlegung diefer Summe dem Kaljirer und den ihm beigeordneten 

ratoren überlaſſen werde. Die Kuratoren haben ſowohl die Rech⸗ 
nungen als auch deren Belege bereits geprüft und dem Kaſſirer die 
übliche Decharge ertheilt. Auf Antrag des Vorfigenden, Hrn. Lode, 
erhob ſich die Verſammlung, um dem Kaſſirer für die umſichtige und 
von bein beſten Erfolge gekrönte Verwaltung feines Amtes ihren Dank 
zu votiren. \ 7 

Der Schriſtführer, Hr. Strobach, verlas hierauf den nach den Pro⸗ 
tokollen gefertigten Jahresbericht, dem wir folgende Notizen entlehnen. 
Der kaufmänniſche Verein konſtituirte ſich am 6. Janunr o. J. und 
beſteht gegenwärtig aus 147 Mitgliedern, welche faſt nur Spezereiwaa. 
ren, Tabak-, Oel- und Südfruchthändler find. — Die rden eines 
Tranſtto-Lagers für Mehl, Mühlenfabrikate und Stärke, vom Vereine 
— angeregt, iſt von der Provinzial⸗ Steuerbehörde bewilligt worden. 

ie Handelskammer hat demzufolge beim hieſigen Magiſtrat bie nöthi- 
gen Schritte gethan, damit bei dem auf dem ſtädtiſchen „neuen Pack. 

ofe“ im Frühjahre We Neubau die vorſchriftsmäßig er⸗ 
forderlichen Lokalitäten für den gedachten Zweck gewonnen werden. — 
Einem für die Ausbildung der Lehrlinge dringend gefühlten Bedürf⸗ 
niſſe wurde durch die in Gemeinſchaft mit dem chriſtlichen Handlungs⸗ 


Diener⸗Inſtitute eingerichtete Abendſchule abgeholfen. Der Schulbeſuch 


iſt ein regelmäßiger, die Lehrer ſind im Allgemeinen mit den Leiſtungen 
der Zöglinge zufrieden. Demungeachtet wird noch manches für die An⸗ 
ſtalt gache en müſſen, wenn ſie ihrem Zwecke vollkommen entſprechen 
ſoll. — Ueber die Mängel im Güterverkehr auf der oberſchleſiſchen und 
niederſchl. märkiſchen Eiſenbahn wurde mehrfach Beſchwerde geführt; 
wir baben die betreffenden Maßnahmen und deren Erfolge zu ihrer 
Zeit berichtet. — Die bei der Handelskammer beantragten Monatsbe⸗ 
richte über die Preiſe von Kolonialwaaren, werden noch immer vermißt, 
obgleich der Verein dieſe Se bereits vor Monaten in Anre⸗ 
gung gebracht hat. — Erfreulſch iſt's für den Verein, daß durch 0 5 
wi Anbafte Nachachtung des allegirten Geſetzes, die Schließung der Ge⸗ 
5 te während der Gottesdienſtſtunden an Sonn- und Fe tagen ben 
ehrlingen Gelegenheit gegeben wird, ſich der Kirche unbeſchränkt zu 
nähern. — Auch für die Wahlen zum Gewerberath waren die Bemü- 
hungen des Vereins von günſtigem Erſolge, da ſämmtliche vom Verein 
aufgeſtellte Kandidaten gewählt wurden. — Die Statuten haben im 
abgelaufenen Geſchäfts⸗Jahre mannigſache Abänderungen erfahren. 
Der Abſchnitt 8. des § 1, die Feſiſtellung der Detail ⸗Preiſe 
betreffend, wurde ſiſtirt. Unausfübrbar war der Beſchluß, 
die Geſchäftslokale während des Winters von 8 Uhr ab zu ſchließen. 
Sämmtlichen Mitgliedern des abtretenden Vorſtandes wurde für de⸗ 
ren verdienſtvolle Beſtrebungen um die Hebung des Vereines der 
Dank der Verſammlung zu Theil. Die hierauf erfolgte Neuwahl hatte 
nachſtehendes Reſultät: Spräffoent: Herr Hammer, Stellvertreter: Herr 
Code; Kaffirer: Herr Scheurich; Stellvertreter: Herr Sonnenberg; 
Schriftführee: Herr Strobach; Stellvertreter: Herr Sturm. Die 
Gewählten erklärten ſich zur Annahme bereit. Hert Sturm, welcher 
früher zum Präſidenten gewählt war, lehnte ab. Der vom Protoke 
führer erſtattete Jahresbericht wird demnächſt gedruckt und unter die 
Mitglieder verthellt werden. In Anbetracht des in der Vereinskaſſe 
vorhandenen Ueberſchuſſes ſetzte die Verſammlung die zu entrichtenden 
Mitgliedsbeiträge auf 10 Sgr. pro Quartal herab. 8 


Berlin, 9. Januar. Denjenigen Kaufleuten und Gewerbtreibenden, 
welche einen längeren Steuer Kredit genießen, iſt jetzt von der Re 
gierung das Anerbieten gemacht worden, daß fie bei einer früheren Ein. 
zahlung der Beträge eine Provifion von 4 pCt. genießen ſollen. 

. 


Um den preuß. Induſtrlellen, welche die bevorſtehende londoner 
Induſtrieausſtellung beſuchen wollen, die Ausführung dieſes für die ge⸗ 
werblichen Intereſſen unſeres Vaterlandes wünſchenswerthen Unterneh⸗ 
mens zu erleichtern, hat der Herr Minifter für Handel, Ge: 
werbe und öffentliche Arbeiten beſchloſſen, denſelben eine 
S e der Reiſekoſten durch Bewilligung der Bes 
nutzung der e e auf den preuß. Staats: 
effenbahnen für die Fahrpreiſe der dritten Wagenklaſſe 
u gewähren, wovon ſowohl die Direktionen der betreffenden Eiſen⸗ 
—.— als die Kommiſſton für die londoner Induſtricausſtellung be⸗ 
nachrichtigt ſind. (D. Ref.) 


Berlin, 9. Januar. In Folge der vorjährigen Preisbe⸗ 
werbung der Zöglinge des königl. Gewerbe⸗Inſtituts ſind fol⸗ 
gende Preiſe zuerkannt worden: 

1. Die ſilberne Denkmünze oder der erſte Preis: 
dem Auguſt, Goldbach aus Graudenz für reine Mathematik, 
Mechanik und Modelliren, 
dem J. Friedrich Franz S 
für Phoſik, y . 
dem Wilhelm Kankelwißz aus Neu- Strelig, für Maſchi ⸗ 
nen⸗Lehre, > 
dem Moritz Kueſche aus Finſterwalde, für . 
dem Wilhelm Ewald Grünwälder aus Paderborn, für Ma⸗ 
ſchinenzeichnen, . 
dem Chriſt. Theodor Hagans aus Erfurt für Freihand⸗ und 
architektoniſches Zeichnen, 

II. Die eherne Denkmünze oder der zweite Preis: 

1) dem Wilhelm Kühne aus Magdeburg, I Mechanik, 

2) dem Adolph Leinveber aus 1 ür Maſchinenzeichnen, 

3) dem Detlof v. Quitzow aus Severin, für Freihand⸗ und archi⸗ 
tektoniſches Zeichnen, ; 8 

4) dem Guſtav Adolph Werner aus Worienen, für Modelliren. 

Von den aus andern Fächern eingegangenen Arbeiten iſt keine als 
preiswürdig erachtet worden. 

Das dem Kaufmann J. H. F. Prillwitz zu Berlin unter dem 
27. September 1849 ertheilte Patent auf eine durch Zeichnungen und 
Beſchreibungen nachgewieſene Maſchine zur Anfertigung von Fiſchnetzen 
iſt erloſchen. 


= Berlin, 9. Jan. 
Waſſer- und Chauſſee⸗Neu 
mäßigen Chauſſee-Neubau⸗ Fonds 
3,250,000 Thlr. jährlich verwandt worden. { 
men werden, daß ſich das Bedürfniß für dieſe Bauten vermindert hätte, 
und doch hat die Staatsregierung ſich in Rückſicht auf die bedeutenden 
Anſprüche, die anderweitig an die etatsmäßigen Einnahmen gemacht 
werden, veranlaßt geſehen, pr. 1851 nur 1,000,000 Thlr. zu Land⸗ und 
Waſſer⸗Neubauten, ſo wie zur a elektro⸗magnetiſchen Tele» 
raphen auszuſetzen. Außerdem tft 1 lion Thlr. zu neuen Chauſſee⸗ 
Anlagen ausgeſeßt. — 

Die 21 Gewerbeſchulen, welche in den preußiſchen Provinzen be⸗ 
fiehen (zu Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Poſen, 
Stettin, Stralſund, Liegnitz, Oppeln, Potsdam, Franktfurt, Mägde ⸗ 
burg, Erfurt, Münſter, Minden, Arnsberg, Düjfeldorf, Köln, Trier und 
Aachens erfordern aus Staatsmitteln pr. 1851 einen Zuſchuß von 
13,730 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. An einzelnen Orten tragen die Kommu- 
nen zur Erhaltung der Gewerbeſchulen bei, dieſe Beiträge belaufen ſich 
im Ganzen auf 4,483 Thlr. 26 She. 8 Pf. Durch das feſtgeſetzte 
Schulgeld wird in dieſen 21 gewerblichen Lehranſtalten eine Einnahme 
von ca, 5000 Thlr. erzielt, 650 Thlr. werden jährlich an Zinſen von 
den den Anftalten gehörigen (meift geſchenkten oder letztwillig überwie 
ſenen! Kapitalien vereinnahmt und dadurch die für dieſe nal erfor: 
derlichen Mittel im ungefähren Betrage von 24,000 Thlr. alljährlich 
aufgebracht. — Zu der Unterhaltung der Schifffahrtsſchulen wer- 
den aus Staatsmitteln 3410 Thlr. hergegeben. Für das Gewerbe 
N in Berlin werden vom Staate 44,800 Thlr., zur Baus 

ewerbe Schule in Berlin 1423 Thlr., Zuſchuß eder 
ſchule in Aachen 200 Thlr und zur Handlungs chule in Danzig 
500 Thlr. hergegeben, fo daß aus Staatsmitteln, incl. der 13730% Thlr. 
dauere für die Provinzial⸗Gewerbeſchulen, 64,063 Thlr. für 
gewerbliche Lehranſtalten verwendet werden. 


iegert aus Frankfurt an der Oder, 


den letzten ſechs Jahren find für Lang., 
83 re einſchließlich des ad 
im Ganzen durchſchnittlich circa 


5 Anfrage. 

Wird denn, trotz der allerhöchſten Anordnung Sr. Majeftät 
des Königs, daß der 18. Januar d. J. feierlich und mit 
den Formen hoher a begangen werde, Die 

eſſouree dennoch die⸗ 
alle feiern x 


fen Tag mit einem 
Mehrere konſtitutionelle Mitglieder. 


44 


ſondern Meldung hierdurch ergebenſt an. 


3 kann nicht angenom⸗ 


Theater: Repertoire. 
Sonnabend den 11. Januar. 10te Vorſtellung des 
erſten Abonnements von 70 Vorſtellungen. 
Zum 2ten Male: „Alle ſpekuliren.“ 
Original⸗Luſtſpiel in 5 Aufzügen von Robert 
Bürkner und Max Ring. f 
Sonntag den 12, Januar. ilte Vorſtellung des 
erſten Abonnements von 70 Vorſtellungen. 
Neu einſtudirt: „Pagenſtreiche.“ Poſſe 
in 5 Aufzügen von A. v. Kotzebue. i 


Die am Sten d. M. erfolgte glückliche Ent. 
bindung meiner Frau, geb. Scheder, von 
einem Töchterchen, zeige ich in Stelle jeder be 


Riegersdorf bei Neuſtadt OS. 
ee Louis Venzky. 


Todes Anzeige. 

Tief betrübt zeigen r an, AR Verwand⸗ 
ten und Bekannten das heut Morgen 5½ Ubr 
nach ſechstägigem Krankenlager am Schlagfluß 
erfolgte Ableben unſerer theueren Mutter, Li⸗ 
bette Danziger, geborne Rother, im Alter 
von 74 Jahren hiermit, um ſtille Theilnahme 
bittend, an. N 

Neuſtadt in OS., den 9. Januar 1851. 

Die Hinterbliebenen. 


odes + Anzeige. 

beiligem Ratbieituffe vertaufchte 
unſre gute, heiß geliebte, jur unvergeßliche 
Mutter Johanna Juliane Sturm, geb. 
Bader, ihr irdiſches Daſein mit einem beſſern 


T 
Nach Gottes 


Jenſeits, heut als ſich die Sonne geneigt, neigte 


auch ſie ihr weißes Haupt zur ewigen ſeligen 
Ruhe nieder. Ihr Leben war reich an ſchweren 
rüfungen; doch Dank fer es der gütigen Vor⸗ 
ehung, daß fie den Abend des Lebens ihr auf⸗ 
heiterte. Obgleich fie das SOfte Jahr erreicht, 
kam doch die Nacht 0 zeitig herein, die nach 
den ewigen Geſetzen über uns alle hereinbricht. 
Wer unſer glückliches Verhältniß gekannt, wird 
meinen großen Schmerz gerecht finden; nur der 
Glaube an die Hoffnung des Wiederſehens er⸗ 
hält mich aufrecht in dieſer ſchweren Prüfung. 
Freunden und Bekannten dieſe traurige Anzeige 
mit der Bitte um ſtille Theilnahme. 
Landeshut, den 8. Januar 1851. 
F. R. Sturm, 
zugleich im Namen ſeines Bruders 
C. F. Sturm in Breslau.“ 


Berichtigung. In der geſtrigen Zeitun 


ſoll es in der Empfehlung des Ruſſiſchen Dampf, 
bades am Schluſſe heißen: angewendet ſtatt 
abgewendet. 


gehbrigen 
Abt k s 
5 Aihseinanberfegung der Eigenthümer einen 


auf den 12. Miu 1651, 
Vormittags 11% Uhr, N 

vor dem Herrn Stadtgerichts⸗Rath Freiherrn 
v. a. in unferm Parteien⸗Zimmer (Jun ⸗ 
kern-Skraße Nr. 10) anberaumt. 

Taxe und Hypotheken⸗Schein können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 

Zu dieſem Termine werden die unbekannten 
Realprätendenten zur Vermeidung der Aus- 
ſchließung hierdurch vorgeladen. 

Breslau, den 7. Auguſt 1850. 

Königl. Stadt⸗Gericht. Abtheilung J. 


Bekanntmachung. 

Der im Jahre 1842 zu Hamburg als Silber⸗ 
arbeiter etablirt geweſene Wolf, Sohn des in 
Breslau verſtorbenen Dr. Florian Wolf, fo 
wie des Erſteren etwaige Erben werden zur 
Wahrnehmung ihrer Gerechtſame bei dem Nach⸗ 
laſſe ihres am 15. Juli 1849 zu Ebersdorf mit 
Hinterlaſſung eines Vermögens von circa 30 


Termin 


Thalern verſtorbenen Onkels Johann Wolf 


aufgefordert, ſich bis zum 
14. Februar 4831 
mündlich oder ſchriftlich im Zimmer Nr. 6 zu 
melden, andernfalls nach dem Geſetze verſahren 
werden wird. 
Habelſchwerdt, den 16. Oktober 1850. 
Königl. Kreis-Gericht. II. Abtheilung. 


Aufforderung 

Der frühere königliche Oekonomie⸗Kommiſſa 
rius Bielefeld il wegen Beleidigung eines 
Beamten im Amte je Unterſuchung gezogen 
und hat vor Publikation des Urtels Aden 
Wohnort Rybnik verlaſſen. Jeber Verſuch, fei- 
nen jetzigen Aufenthaltsort zu ermitteln, iſt 
fruchtlos geweſen, und wird er daher hierdurch 
öffentlich aufgefordert, denſelben dem unterzeich 
neten Gericht anzuzeigen. 
RNybnik, den 30. Dezember 1850. 

Königl. Kreis⸗Gericht. J. Abtheilung. 


Bekanntmachung. 

Termin Johannis d. J. ſoll der Poſten als 
Ziegelmeiſter bei der hieſigen ſtädtiſchen Ziegelei 
anderweit vergeben werden. Caution 50 Thlr. 
— rene Individuen wollen ſich portofrei 
mit ihren Atteſten bei uns melden und anzei⸗ 
gen, ob fle event. ſchon Termin Oſtern d. J. 
den Poſten übernehmen können. 

Oels, den 7. Januar 1851. , 

Der Magiftrat. 


Bekanntmachung. 

Bet hieſiger Kommunal» Verwaltung iſt der 
Poſten eines Pollzei⸗Sergeanten vacant; das 
Gehalt jährlich 120 Type. und 20 Thlr. jähr⸗ 
liches Wohnungsgeld. Dualifizirte, mit Givil- 
Verſorgungs⸗Schein verſehene Individuen wol⸗ 
len ſich bis ſpäteſtens den 1. Februar d. J. 
franco unter Beilegung der Atteſte bei uns 
melden. Die Probezeit iſt zwei Monate, wäh⸗ 
rend welcher das ei Behalt verabreicht 
wird. Crhält der Gewählte von Seiten der 
Kommunal⸗Bebörde 775 Wohnung, ſo ſällt 
der Anſpruch auf Wo nungbge d weg. 

Oels, den 8. Januar 1851. 

E Der Magiftrat. 


eiwilliger Verkauf, 
Meine * Jauer Nager Oelfabrik 5 
ſichtige ich zum Preiſe von 14,000 Thlr., be 
einer Anzahlung von nur 5000 Thlr, zu ber 
kaufen. Die Lage der Kabrit it böchſt günſtig, 
da in der Umgegend viel Raps 1 
und in dieſem Artſkel ein ſtarker Ber ehr am 
latze ſtattfindet. Bet der bedeutenden Waſſer⸗ 
raft ließe ſich auch noch mit ber Oelfabrikation 
ein anderer Betrieb verbinden. Näheres iſt au 
portofreie Briefe bei mir 1051 zu erfahren. 


„den 8. Januar 
Jauer, den . H. Gottſchling. 


Ein Morgen Kräuter- Acker nebff Wichweide, E 


iſt mit oder ohne Wohnung, zu Neudorf-Kom⸗ 

mende fojort zu verpachten und reſp. zu bezie 

ben. Das Nähere zu erfahren: g 
Breslau, Schweidnitzerſtraße Nr. 41. 


Schweidnitzer Straße Nr. 40 im Gewölbe 
wird Gnadenfreier Zwirn, Schnuren, Band und 
diverſe Waaren zu billigſten Preiſen verfauft, 
und enthalte ich mich aller marktſchreienden An 


J. Koſch · 


preiſungen. 


ebaut wird, E 


Zuverläſſi 


unter meiner Garantie, nebſt Gewich 
— — 


ieee AA 


ſchenkende Vertrauen zu Lechtfertigen. 


f 
tototototo? 5 787 787 

[54010303040 %0%01 2,0305050%0%0%0%0$0$0%0%0 

————— ͤ HD— 


Pr ie der 


25 Pfd. f. Weizenmehl O. 31 Sgr. 6 Pf. 


nauß 
Südfrucht⸗ 


laut Kaufsertrag vom 30. April 


+ + 


neue Firma geneigteſt übertragen zu wollen. 
reslau, den 10. Januar 1851. 


Karlsſtraße 
n 
Näheres Karlsſtraße Nr. 


tan 
Zum dritten und letzten Male fordere ich alle 
1 welche mit ihren Zahlungen zu der 
Partiku 
maſſe, noch im Rückſtande ſind, hiermit ern 
auf: ſolche binnen acht Tagen, bei Vermeidung 
der ſofort anzuſtrengenden Klage, an mich zu 
entrichten. 

Breslau, den 10. Januar 1851. 

2. Guttentag, Banquier, 
Teſtaments⸗Vollſtrecker. 


a Verkauf. 
In Folge 95 erer Ordre ſollen 13 für den 
königlichen Feld⸗Dienſt unbrauchbare Pferde öfr 


fentlich meiſtbietend verkauft werden, wozu ein 
Auktions⸗Termin am 15ten d. M. Vormittags 
10 Uhr in Liſſa anberaumt wird. Die 300 
lung erfolgt baar im Termin. 
St.⸗Q. Liſſa, den 10. Januar 1851. 
Das Kommando des Trains. 


Er ei ünfigen Gefolge, weiße 
Die überraſchend günſtigen olge, w 
die Anlagen 92 Unferdrains were eee ba- 
ben, laſſen annehmen, daß dieſe Melioration 
umfangreicher in Anwendung kommen wird. 
Es iſt aber dann gewiß an der Zeit, wenn 
Jemand auftritt, der ſich genannten Anlagen 
unterzieht. Ich offerire daher den Herren Land. 
wirthen, welche Unterdrains einzuführen geben. 
ken — diefe Arbeit in Entrepriſe auszuführen — 
indem ich bemerke, daß ich bereits in Verbin⸗ 
dungen gefrefen bin, die mich in Stand ſetzen, 
vorzügliche Fabrikate und geübte Arbeiter an- 
uwenden. ige Herren bitte 
ich rechtzeitig m r in Beziehung zu treten, 
nn ſowohl für Röhren als Arbeiter auslan- 

gend forgen zu können. 
Rauße bei Maltſch, den 9. Januar 1851. 
5 Herrmann Hoben. 


Café restaurant. 
Sonntag den 12ten Januar 1851 


REDOUTE, 


Die Leitung des Tanzes übernimmt 
Herr Balletmeiſter Hafenhut, 

Während des Gotillond findet eine 

Gefchent: Verlooſung ſtatt. f 

Jeder Gaſt erhält beim Eintritte in den Saal ein 

Loos gratis. Das Uebrige beſagen d. Anſchlagzettel. 

—— —— ͥ ͥ— —ñä—— 


Die echten Colllers anddynes, 
welche das Zahnen der Kinder ſo ſehr erleich · 
tern und befördern, empfehlen: 

Hübner u. Sohn, Ring 35, eine Tr. 


Zum Wurſt⸗ Abendbrot 


ladet heute ergebenſt ein: 
Fr. Göbel, Malergaſſe Nr. 27. 


57% Grippe-Zucker 

* ärztlicher EB in bekannter Güte 

zu haben und empfiehlt: die Chokoladen⸗Fabrik 
Ferd. Weinrich, am Hintermarkt. 


Starkſcheitiges Eichen nutzhol 
cho H. Böttchern, Dürfen ine = 
Hübn 


er u. Sohn, Ring 35, eine Tk. 
—— ͤ — 


— 


01 Gld., 
94% Br. 


Wandelt's Inſtitut für 


im Einhorn am Neumarkt beginnt mit dem 1 


Ich beehre mich anzuzeigen, daß ich hierorts ein 


Malerfarben⸗Geſchäft en gros und en detail 


L. Kant 


vorn Schmiedebruͤcke⸗ ee ene Nr. 5 
egründet habe. — Durch langjährige Srraprung in dieſem Geſchäftszwel 
wird es Kr Befreben fein; durch eine reele und ſorgſ geben welge unterftüßt, 


Breslau, im Januar 1851. 
Hiermit erlaube & mir Kn anzuzeigen, daß die jeither unter der Firma 
+ 


Der 2te Stock 


ier J. W. Feſtenbergerſchen Nachl Ein hr 
ges ſchen Na % Jahren Erzieherin iſt, höheren Unterricht er⸗ 


— | 


‚| göwenberg. 2 


Pianoforteſpiel 


ruar einen neuen Kurſus. 


e Brücken⸗Waagen, 


eu offerirt billigt: Gotthold Eltaſon, Reuſcheſtr 12. 


liige Bedienung das mir 


L. Kantmann. 


ir⸗Muͤhle. 


25 Pfd. f. Roggenmehl I. 26 Sgr. 6 Mi 


und 6 


zu 


5 — f. dito I. 29 — „ — 25 — Haus backen. 24 — — 
3 — dito II. 24 — 6 — 25 — Roggenmehl II. 2 — 6 — 
25 — dito III. 17 — 6.— 25 — dito“ 


III. 16 — — 


Comp., 


Aldrechte. Straße Nr. 58, beſtandene 


und Delikateſſen⸗Handlun 


5 mit allen 
if. Mit dem heutigen Tage erliſcht nun die alte Firma, und tritt daflür die von 


Kopp & Comp. 


an deren Stelle. — Das Geſchaͤft erleidet dadurch keine Veränderung, und indem ich noch für 
das mir ſeither zu Theil gewordene Vertrauen verbindlichſt danke, Ban ich daſſelbe auch — bie 


Activen und Paſſiven auf mich 2 


FJ. B. Zihopp. 


tſt zu 
vermieten. 
11 bei S. Anerbach. — 
Cours de langue italienne Luise Ring 
Nr. 47 ches Monsi L honoraire 
est d'un éen 


A e, welches ſchon ſeit mehreren 


telle, und kann dieſelbe bald antreten. 
erfragen bei Herrn Hirt, Ring Nr. 47. 
— ——— — 


Der, Geiſtliche einer kleinen Stadt in der 
Nähe Breslau's wünſcht von Oſſern d. J. an 
Penſtonäre bei ſich aufzunehmen. Der Anter⸗ 
licht berielben würde, folten ſich mehrere finden, 
theils durch ihn ſelbſt, theils durch einen Haus⸗ 
lehrer ertheilt werden. Nähere Auskunft wer ⸗ 
is en Falk und der Pastor 
prim. ad Mar, Msgd., Herr Heinrich, dar 
Reflektirenden zu ertheilen dies Güte Buben, 5 


— p 
Ein junger kräftiger Mann, verheirathet, wel ⸗ 
cher ſchon als Haushälter ide 0 ein 
Näheres Heiligegeifte 


theilt und geläufig beste e ſpricht, ſucht we | 
IN 


1 Söreibürenu mit 3 verborgenen d 
1 Sopha mit Roßhaarüberzug, 1 Tuch 1 
zer Spiegel, 6 Stühle, 2 Konmoden, 4 Heiner 
Schiebetiſche, ſämmtlich v. Nahagontpolz u.m. a) 
nahe der Univerſität Burgſtraße 19. zwichen 
der Stock: und Oderſtraße par terre rechts 


Friſche Auſtern 
bei Ernſt Wendt. 


——B ·—-— n 1˙1ky 
Ganz trockenes Brennhol 4 
ſpalten, verkaufen zu Viertel , halben und gan⸗ 
zen Klajtern in beſter Güte am dilligſten: 

HSGübner u. Sohn, Ring 35, eine Tr. 
— T — m  —— 


Fremdenliſte von Zettlit's Hotel. 

Wirthſch.⸗Dir. Miketta aus Jaroein. Kreis ⸗ 
ger.⸗Dir. v. Silgenheimb aus Hirſchberg. Frau 
p. Gilgenheimb aue Schmiedeberg. Kaufın. 
Roſenthal aus L h Kaufm. Berger aus 
London. Kaufm. Stötzer aus Hochheim. Par⸗ 
tik. Dobrzanski aus Krakau. ek. Runge aus 


Markt Breife, 


Weißer Welzen 55 53 50 48 Sgr. 
Gelber Bi „2 0,8. « 
Roggen 42% 41 40 e 
Ge e e N 
Hafer 25 24 8 5 
Koihe Kleeſaat 11% 11% 10 8—9 Mil 
Weiße Klee nal: —. . 8 5 
Spirit, der 3 15 eee t 
vo ande mer eingejetjte 
Die Markt⸗Kommiſſion. * 


add! 11 Nil. Br. Zink leblos. 


— — — 

9. u. 10. Januar Abd. 10. Mrg. 6 u. Nchm. 2 u. 

Barometer 379,327 Nn ze 
D U 


en - 30. 2 
udrichtun x 3 
uf d dee 


6. Co 5 . 
God or Lou . | 
ET 

* aats⸗Anleihe 5 
385 Br. Breslauer Gtabt-Obl- 


2 
briefe 4% 101 Br. * 90 Br. 
neue 


ur ſe: 9 


h \ Freiburger 47 7 ität 4 — 
Eifensahm-Mllten: Breslau Sog 106% Br 38,73 Br., Prien 1% 
1 1 f. 5 a . 7 . i 2 
S en 110% e 108% St, Sen u. 109.01, Seit teen 87 4 
ber hch art. 817% Br. Prior303 Br. Frieprich⸗Wilhelms⸗Nordb n 36 Br. 1 
Köin⸗Mindener — — Sirio) tfenbabn» Aktien. Köln⸗Minden 34% 98% a 97 ½ bez., 


Berlin, 9. Januar. 5 Krakau⸗Oberſ. n. Mit 
Priorität 5 103 bez. anegerdbahn 47 sroerfilefice 4* 70 
74 


* 
bez. und Br, 
rie MI. 5 102 75 


nd-Gourfe, 


wie EX — — 33 
1. 4 31% bez., & 300 


2 5 Fl. 140 Gld. 


50 Bien, 9. 
Peneg delle 94 

etalliques 94%, 4 
don 3 Monat 12. 44; Silber 111 


10 
„4 35% bez., Priorität 
9% Prora 47 98 
e eat. A. 34% 111 a 110% 
1 Freiwillige Staats⸗Anleihe 
e %% 84 bez. Serhanlungk- Prämien. Scheine 

En 34% 89% bez. 
e Pfandbrleſe alte 4 94%, Gh, neue 4% 94 Gi. 


u bez, at 4 
5% en. le. 
ſch⸗Mä lies Aae 4, ud 

Miederſchleſiſch⸗Mär = 

8 „ Litt. B. 3% T 106% Br. 
bez. und Br 57 1065“ Br. S5. 
. adele 95 dez ung Be. 
Bant-Antheile ez. und Br. 
994, Gi. Poeiniſche Partial - Obligationen ) 


Bei wenig belebtem Umſatz waren Fonds und Aktien fefter und find 
Bankaktien wie lombard. Schagſchetne beſſer dealt Golden 


32%; Nordbahn 14%: Hamburg 2 Monat 198; Lon 


Wechſel matter. Comptanten 


